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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. November 1959 

3 — 22100 — 4165/59 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugsbeam- 
ten des Bundes (Bundes-Polizeibeamten- 
gesetz — BPolBG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern.^ 

Der Bundesrat hat in seiner 210. Sitzung am 23. Oktober 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist als Anlage 3 beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugs- 
beamten des Bundes 
(Bundespolizeibeamtengesetz — BPolBG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ABSCHNITT I 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 1 

Personenkreis 

Polizeivollzugsbeamte des Bundes sind die mit 
polizeilichen Aufgaben betrauten und zur Anwen- 
dung unmittelbaren Zwanges befugten Beamten im 
Bundesgrenzschutz, im Bundeskriminalamt und im 
Bundesministerium des Innern. Welche Beamten- 
gruppen im einzelnen dazu gehören, bestimmt der 
Bundesminister des Innern durch Rechtsverordnung. 

§ 2 

Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften 

Auf die Polizeivollzugsbeamten finden die für 
Bundesbeamte allgemein geltenden Vorschriften 
Anwendung, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

§ 3 

Laufbahnen 

Die Bundesregierung erläßt die besonderen Be- 
stimmungen über die Laufbahnen der Polizeivoll- 
zugsbeamten durch Rechtsverordnung. 

§ 4 

Polizeidienstunfähigkeit 

(1) Der Polizeivollzugsbeamte ist dienstunfähig, 
wenn er den besonderen gesundheitlichen Anforde- 
rungen für den Polizeivollzugsdienst nicht mehr ge- 
nügt und nicht zu erwarten ist, daß er seine volle 
Verwendungsfähigkeit innerhalb zweier Jahre wie- 
dererlangt (Polizeidienstunfähigkeit) . 

(2) Die Polizeidienstunfähigkeit wird durch den 
Dienstvorgesetzten auf Grund des Gutachtens eines 
Amtsarztes, im Bundesgrenzschutz eines beamteten 
Grenzschutzarztes, festgestellt. 

§ 5 

Altersgrenze. Eintritt in den Ruhestand. Ausgleich 

(1) Für Polizeivollzugsbeamte bildet das voll- 
endete sechzigste Lebensjahr die Altersgrenze, so- 


weit in § 24 für einzelne Gruppen von Polizeivoll- 
zugsbeamten nicht eine andere Altersgrenze be- 
stimmt ist. 

(2) Der Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit tritt 
mit Ablauf des 31. März oder 30. September, der dem 
Erreichen der Altersgrenze folgt, in den Ruhestand. 

(3) Der Bundesminister des Innern kann den Ein- 
tritt in den Ruhestand jeweils bis zu einem Jahr, je- 
doch insgesamt um nicht mehr als fünf Jahre, hin- 
ausschieben, wenn dringende dienstliche Rücksichten 
der Verwaltung im Einzelfall die Fortführung der 
Dienstgeschäfte durch einen bestimmten Beamten er- 
fordern. 

(4) Ein Polizeivollzugsbeamter, der vor Voll- 
endung des fünfundsechzigsten Lebensjahres wegen 
Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand tritt, 
erhält neben dem Ruhegehalt einen Ausgleich in 
Höhe des Siebeneinhalbfachen der Dienstbezüge des 
letzten Monats, jedoch nicht über achttausend Deut- 
sche Mark. Dieser Betrag verringert sich um jeweils 
ein Fünftel mit jedem Jahr, das über die Alters- 
grenze von sechzig Jahren hinaus abgeleistet wird. 
Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand in 
einer Summe zu zahlen. 


ABSCHNITT II 

Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz 
und im Bundesministerium des Innern mit 
Ausnahme der Beamten des kriminalpolizei- 
lichen Vollzugsdienstes 

1. TITEL . 

Allgemeine Vorschriften 
§ 6 

Arten der Beamten 

Die Polizeivollzugsbeamten werden in das Beam- 
tenverhältnis auf Widerruf berufen; sie können zu 
Beamten auf Lebenszeit ernannt werden. 

§ 7 

Gemeinsames Wohnen 

(1) Die Polizeivollzugsbeamten, die noch keine 
fünf Dienstjahre abgeleistet oder noch nicht das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet haben, 
sind auf Anordnung des Dienstvorgesetzten ver- 
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pflichtet, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu woh- 
nen und an einer Gemeinschaftsverpflegung teilzu- 
nehmen. 

(2) Andere als in Absatz 1 bezeichnete Polizei- 
vollzugsbeamte können aus Anlaß besonderer Ein- 
sätze sowie bei der Teilnahme an Lehrgängen und 
Übungen zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunter- 
kunft und zur Teilnahme an einer Gemeinschaftsver- 
pflegung vorübergehend verpflichtet werden. 

§ 8 

Eheschließung 

Ein lediger Polizeivollzugsbeamter, der nach § 7 
Abs. 1 in einer Gemeinschaftsunterkunft wohnen 
muß, ist verpflichtet, zur Eheschließung die Erlaubnis 
seines Dienstvorgesetzten einzuholen. 

2. TITEL 

Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf 

§ 9 

Dienstzeit 

(1) Das Beamtenverhältnis des Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf endet mit Ablauf des Monats, 
in dem er das achte Dienstjahr vollendet. Die Ernen- 
nungsbehörde kann mit Zustimmung des Beamten 
die Dienstzeit bis auf fünf Jahre abkürzen oder bis 
auf zwölf Jahre verlängern, wenn ein dienstliches 
Bedürfnis es erfordert. Die Verlängerung der Dienst- 
zeit ist frühestens nach Vollendung des sechsten 
Dienstjahres zulässig.. 

(2) Auf die Dienstzeit nach Absatz 1 können Zei- 
ten eines nach dem 8. Mai 1945 bei einem anderen 
Dienstherrn abgeleisteten Polizeivollzugsdienstes 
und eines Grundwehrdienstes in der Bundeswehr 
angerechnet werden, über die Anrechnung, die der 
Zustimmung des Bewerbers bedarf, ist bei der Be- 
rufung in das Beamtenverhältnis zu entscheiden. 

§ 10 

Entlassung 

(1) Nach einer ununterbrochenen im Polizeivoll- 
zugsdienst des Bundes abgeleisteten Dienstzeit von 
einem Jahr kann der Polizeivollzugsbeamte auf Wi- 
derruf außer in den Fällen der §§ 28 bis 30 des Bun- 
desbeamtengesetzes nur entlassen werden, wenn 
einer der in § 31 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
bezeichneten Entlassungsgründe vorliegt. Eine Ent- 
lassung wegen mangelnder Bewährung (Eignung, 
Befähigung, fachliche Leistung) ist nur bis zum Ab- 
lauf einer ununterbrochenen Dienstzeit im Polizei- 
vollzugsdienst des Bundes von drei Jahren, bei 
üffizieranwärtern bis zum Abschluß der Offizier- 
ausbildung, zulässig. 

(2) Bei der Entlassung sind folgende Fristen ein- 
zuhalten: 

bei einer ununterbrochenen Dienstzeit im Po- 
lizeivollzugsdienst des Bundes 
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bis zu drei Monaten 

zwei Wochen zum Monatsschluß, 
von mehr als drei Monaten 
ein Monat zum Monatsschluß, 
von mindestens einem Jahr 

sechs Wochen zum Schluß eines Kalender- 
j Vierteljahres. 

Im Falle des § 31 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes kann der Polizeivollzugsbeamte auf Wider- 
I ruf ohne Einhaltung einer Frist entlassen werden. 

I (3) Vor der Entlassung durch Widerruf soll der 
, Polizeivollzugsbeamte gehört werden. Der Wider- 
: ruf ist durch einen schriftlichen, mit Gründen verse- 
henen Bescheid zu erklären. 

I 

I (4) Im Falle des § 30 des Bundesbeamtengesetzes 
I kann die Entlassung bis zum Ablauf von sechs Mo- 
naten hinausgeschoben werden, wenn überwiegende 
Gründe des öffentlichen Interesses es erfordern. 

§ 

Berufsförderung 

Der Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf in der 
Laufbahn der Grenzjäger und Unterführer erhält 
; eine Berufsförderung auf Kosten des Bundes. Sie 
^ umfaßt 

i 1. die allgemeinberufliche Ausbildung, 

2. die fachliche Ausbildung oder Weiterbildung 
für das spätere Berufsleben, 

I 3. die Eingliederung in das spätere Berufsleben. 

I 

^ § 12 

Allgemeinberufliche Ausbildung 

j (1) Die allgemeinberufliche Ausbildung besteht 
I in der Vermittlung allgemeinberuflichen Wissens 
und dient 

1. der Hebung des Bildungsstandes des Poli- 
zeivollzugsbeamten, 

2. der Vorbereitung für die fachliche Ausbil- 

1 düng oder Weiterbildung für das spätere 

; Berufsleben (§ 13). 

I (2) Die allgemeinberufliche Ausbildung wird 
i während der Dienstzeit durch die Grenzschutzfach- 
! schulen als Pflichtunterricht, soweit sie der Vorbe- 
I reitung für die fachliche Ausbildung oder Weiter- 
I bildung für das spätere Berufsleben dient, auf An- 
I trag vermittelt. 

(3) Der Bundesminister des Innern kann auf An- 
trag die Teilnahme an der allgemeinberuflichen Aus- 
bildung, die der Vorbereitung für die fachliche Aus- 

I bildung oder Weiterbildung für das spätere Berufs- 
! leben dient, im Rahmen der bewilligten Ausbil- 
I dungsart über die Dienstzeit hinaus verlängern. Die 
! Verlängerung darf jedoch sechs Monate nicht über- 
schreiten. 

(4) Das Nähere über Art, Umfang und Dauer der 
allgemeinberuflichen Ausbildung, die der Vorberei- 
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tung für die fachliche Ausbildung oder Weiterbil- 
dung für das spätere Berufsleben dient, regelt die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung. 

§ 13 

Fachliche Ausbildung oder Weiterbildung für das 
spätere Berufsleben 

(1) Die Art der fachlichen Ausbildung oder Wei- 
terbildung richtet sich nach der persönlichen Nei- 
gung und Eignung, ihr Umfang nach der Länge der 
Dienstzeit 

(2) Die fachliche Ausbildung oder Weiterbildung 
wird vor oder nach Beendigung der Dienstzeit auf 
Antrag gewährt, wenn eine Dienstzeit von minde- 
stens fünf Dienstjahren geleistet worden ist. Sie um- 
faßt 

1. bei einer Dienstzeit von mindestens fünf 
Jahren einen Zeitraum 

bis zu sechs Monaten, 

2. bei einer Dienstzeit von mindestens acht 
Jahren einen Zeitraum 

bis zu einem Jahr sechs Monaten, 

3. bei einer Dienstzeit von zwölf Jahren 
einen Zeitraum 

bis zu zwei Jahren und sechs Monaten. 

Die fachliche Ausbildung oder Weiterbildung erfolgt 
außerhalb der Grenzschutzfachschule in beruflichen 
Bildungseinrichtungen, die auch sonst diese Maß- 
nahmen für die Wirtschaft und den öffentlichen 
Dienst durchführen. 

(3) Der Bundesminister des Innern kann auf An- 
trag die Teilnahme an der fachlichen Ausbildung 
oder Weiterbildung, soweit sie nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses liegt, im Rahmen der bewillig- 
ten Ausbildungsart über die Zeiten in Absatz 2 hin- 
aus verlängern. Die Verlängerung darf jedoch ein- 
schließlich einer Verlängerung nach § 12 Abs. 3 ein 
Jahr nicht übersteigen. 

(4) Der Anspruch auf fachliche Ausbildung oder 
Weiterbildung entfällt, wenn das Dienstverhältnis 
des Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf aus an- 
deren Gründen als wegen Ablaufs der Dienstzeit 
oder Polizeidienstunfähigkeit endet. 

§ 14 

Eingliederung in das spätere Berufsleben 

(1) Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf, die 
Ubergangsgebührnisse nach § 18 erhalten, wird nach 
ihrem Ausscheiden aus dem Polizeivollzugsdienst 
die Eingliederung in das spätere Berufsleben nach 
Maßgabe der §§ 15 bis 17 erleichtert. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Polizeivollzugs- 
beamten werden bei der Erlangung eines ihrer Aus- 
bildung entsprechenden Arbeitsplatzes unterstützt. 
Es sind rechtzeitig Maßnahmen einzuleiten, die eine 
Arbeitsaufnahme im Anschluß an die Beendigung 
des Dienstverhältnisses oder der fachlichen Ausbil- 
dung und Weiterbildung ermöglichen. Wenn die 
volle berufliche Leistungsfähigkeit im neuen Beruf 


erst nach einer Einarbeitungszeit erlangt werden 
kann, kann dem Arbeitgeber ein Anlernzuschuß ge- 
währt werden. Der Bundesminister des Innern erläßt 
: im Einvernehmen mit dem Bundesminister derFinan- 
I zen und dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung Richtlinien über Höhe und Dauer des An- 
I lernzuschusses. 

j (3) Die Vermittlung in freie Arbeitsplätze obliegt 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung; dabei ist die nach diesem 
' Gesetz gewährte Berufsförderung zu berücksichtigen. 

§ 15 

Anrechnung von Zeiten der fachlichen Ausbildung 
oder Weiterbildung und des Polizeivollzugsdienstes 
bei Arbeitnehmern 

(1) Die Zeit einer fachlichen Ausbildung oder 
Weiterbildung für einen Beruf nach § 13 wird auf 
die Berufszugehörigkeit angerechnet, wenn der frü- 
here Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf im An- 
schluß an die fachliche Ausbildung oder Weiterbil- 

I düng in dem erlernten oder einem vergleichbaren 
I Beruf sechs Monate tätig ist. Eine vorübergehende 
berufsfremde Beschäftigung bleibt außer Betracht. 

(2) Die Zeit im Polizeivollzugsdienst des Bun- 
des wird bis zur Dauer des Grundwehrdienstes voll, 

i im übrigen zu einem Drittel auf die Berufszugehö- 
I rigkeit angerechnet. Zeiten einer fachlichen Ausbil- 
I düng oder Weiterbildung nach Absatz 1 sind voll zu 
j berücksichtigen. 

i (3) Die Zeiten einer fachlichen Ausbildung oder 
Weiterbildung und des Polizeivollzugsdienstes, die 
nach den Absätzen 1 und 2 auf die Berufszugehörig- 
I keit anzurechnen sind, werden auch auf die Be- 
triebszugehörigkeit angerechnet, wenn der frühere 
Polizeivollzugsbeamte nach Beendigung des Dienst- 
verhältnisses sechs Monate dem Betrieb angehört. 

(4) Bei Arbeitnehmern im Öffentlichen Dienst wer- 
I den, soweit nicht günstigere Regelungen bestehen, 

I Zeiten einer fachlichen Ausbildung oder Weiterbil- 
j düng und des Polizeivollzugsdienstes nach Maßgabe 
I der Absätze 1 und 2 auf die Dienst- und Beschäfti- 
i gungszeit angerechnet, wenn der frühere Polizei- 
! vollzugsbeamte auf Widerruf nach Beendigung des 
! Dienstverhältnisses sechs Monate dem Betrieb oder 

der Verwaltung angehört. 

(5) Auf Probe- und Ausbildungszeiten sowie auf 
Wartezeiten für den Erwerb des Urlaubsanspruchs 
werden Dienstzeiten im Polizeivollzugsdienst des 
Bundes und Zeiten einer fachlichen Ausbildung und 

' Weiterbildung nicht angerechnet. 

i 

§ 16 

j Zulassungsschein 

(1) Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf in der 
Laufbahn der Grenzjäger und Unterführer, die Be- 
amte oder Angestellte im öffentlichen Dienst wer- 
den wollen und das fünfunddreißigste Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, erhalten auf Antrag 
einen Zulassungsschein für den Öffentlichen Dienst 
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des Bundes und der bundesunmittelbaren Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, wenn ihr Dienstverhältnis endet 

1. mit dem Ablauf einer Dienstzeit von zwölf 
Jahren oder 

2. durch Entlassung wegen Polizeidienstun- 
fähigkeit infolge Beschädigung im Sinne 
des § 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengeset- 
zes, wenn vor der Beschädigung das Dienst- 
verhältnis auf zwölf Jahre verlängert wor- 
den ist, 

und wenn sie die allgemeinen Voraussetzungen für 
die Einstellung in den Vorbereitungsdienst einer 
Laufbahngruppe erfüllen sowie den Nachweis der 
Eignung für eine weitere Verwendung im öffent- 
lichen Dienst erbracht haben. Der Zulassungsschein 
ist bei Beendigung des Dienstverhältnisses zu er- 
teilen. 

(2) Den Inhabern des Zulassungsscheines steht 
der Zugang zu den in § 17 bezeichneten Stellen 
offen. Ein Anspruch auf Einstellung wird durch den 
Zulassungsschein nicht erworben. 

§ 17 

Stellenvorbehalt 

Die Bundesregierung bestimmt jährlich, in wel- 
chem Umfange den Inhabern des Zulassungsschei- 
nes nach § 16 

1. freie, frei werdende und neu geschaffene plan- 
mäßige Beamtenstellen des einfachen, des mitt- 
leren und des gehobenen Dienstes sowie 

2. freie, frei werdende und neu geschaffene, durch 
Angestellte zu besetzende Stellen, die dem ein- 
fachen, dem mittleren und dem gehobenen Be- 
amtendienst entsprechen und nicht einem vor- 
übergehenden Bedarf dienen, 

beim Bunde und bei den bundesunmittelbaren Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts Vorbehalten werden. 

§ 18 

Übergangsgebührnisse 

(1) Der Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf er- 
hält Übergangsgebührnisse, wenn er wegen Ablaufs 
der Dienstzeit ausgeschieden oder nach einer Dienst- 
zeit von mehr als einem Jahr wegen Polizeidienst- 
unfähigkeit infolge einer Beschädigung im Sinne des 
§ 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes entlassen 
worden ist. 

(2) An Übergangsgebührnissen werden gewährt 
von den Dienstbezügen des letzten Monats 

1. nach einer Dienstzeit von weniger als drei 
Jahren 

fünfzig vom Hundert für neun Monate, 

2. nach einer Dienstzeit von drei bis zu fünf 
J ähren 

fünfzig vom Hundert für ein Jahr, 


3. nach einer Dienstzeit von mehr als fünf bis 
zu acht Jahren 

sechzig vom Hundert für zwei Jahre, 

4. nach einer Dienstzeit von mehr als acht 
und weniger als zwölf Jahren 

siebzig vom Hundert für zweieinhalb Jahre, 

5. nach einer Dienstzeit von zwölf Jahren 
fünfundsiebzig vom Hundert für drei Jahre. 

Unberücksichtigt bleibt eine Überschreitung der 
Dienstzeit, die sich daraus ergibt, daß das Beamten- 
' Verhältnis nach § 9 Abs. 1 jeweils erst mit dem Ab- 
lauf eines Kalendermonats endet. § 156 Abs. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes gilt entsprechend. Zur Be- 
rechnungsgrundlage gehören nicht die Kinderzu- 
schläge. 

j (3) Während der Teilnahme an der fachlichen 
Ausbildung oder Weiterbildung (§ 13 Abs. 2) nach 
Beendigung der Dienstzeit erhöhen sich die Sätze in 
Absatz 2 Nr. 2 bis 4 auf fünfundsiebzig vom Hun- 
dert. 

(4) Wird die allgemeinberufliche Ausbildung 
nach § 12 Abs. 3 oder die fachliche Ausbildung oder 
Weiterbildung nach § 13 Abs. 3 verlängert, so kann 
der Bundesminister des Innern für diese Zeit die 

. Übergangsgebührnisse 

1 1. in den Fällen des § 12 Abs. 1 Nr. 2 auf 

i fünfundsiebzig vom Hundert der Dienst- 

I bezüge des letzten Monats erhöhen, 

i 

2. in den Fällen des § 13 Abs. 2 über die in 
I Absatz 2 bestimmten Zeiträume hinaus in 

I gleicher Höhe (Absatz 3) weitergewähren. 

(5) Übergangsgebührnisse können nach Richt- 
linien, die der Bundesminister des Innern erläßt, 

I ganz oder teilweise auch einem Polizeivollzugs- 
I beamten auf Widerruf bewilligt werden, der ent- 
lassen worden ist 

I 

1. nach einer Dienstzeit von mehr als einem 
Jahr wegen Polizeidienstunfähigkeit, die 
nicht die Folge einer Beschädigung im 
Sinne des § 46 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
, gesetzes ist, oder 

I 2. nach einer Dienstzeit von mindestens fünf 

I Jahren auf eigenen Antrag, weil das Ver- 

bleiben im Beamtenverhältnis für ihn 
I wegen außergewöhnlicher persönlicher 

Gründe eine besondere Härte bedeutet 
j hätte. 

I 

I (6) Die Übergangsgebührnisse werden in Monats- 
I betragen wie die Dienstbezüge gezahlt. Beim Tode 
1 des Berechtigten ist der noch nicht ausgezahlte Be- 
trag der Witwe, seinen ehelichen und für ehelich 
erklärten Abkömmlingen oder den an Kindes Statt 
angenommenen Kindern weiterzuzahlen; endet die 
Zeit, für die Übergangsgebührnisse zustehen, inner- 
halb der in § 122 des Bundesbeamtengesetzes für 
das Sterbegeld festgesetzten Frist, so werden die 
^ Übergangsgebührnisse bis zum Ablauf dieser Frist 
j weitergewährt. Als Ausnahme kann der Bundes- 
I minister des Innern die Zahlung auch in größeren 
I Teilbeträgen oder in einer Summe zulassen. 
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(7) Für die Anv/endung des Abschnittes V Unter- 
abschnitt 8 des Bundesbeamtengesetzes gelten die 
Ubergangsgebührnisse als Ruhegehalt, auch bei 
Weiterzahlung an die Hinterbliebenen (Absatz 6 
Satz 2); die Empfänger von Übergangsgebührnissen 
gelten als Ruhestandsbeamte. An die Stelle der 
Höchstgrenzen in § 158 Abs. 2 und § 160 Abs, 2 des 
Bundesbeamtengesetzes treten die Dienstbezüge, 
aus denen die Übergangsgebührnisse berechnet sind. 

(8) § 154 des Bundesbeamtengesetzes ist nicht 
anzuwenden. 


§ 19 


Übergangsbeihilfe 

(1) Der Polizeivollzugsbcamte auf Widerruf, der 
einen gesetzlichen Anspruch auf Ubergangsgebühr- 
nisse hat oder dem Übergangsgebührnisse bewilligt 
worden sind (§ 18 Abs. 5), erhält nach einer Dienst- 
zeit von mindestens zwei Jahren eine Übergangs- 
beifiilfe. Der Mindestdienstzeit von zwei Jahren be- 
darf es nicht, wenn der Polizeivollzugsbeamte auf 
Widerruf wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge 
einer Beschädigung im Sinne des § 46 Abs, 1 des 
Bundesbeamtengesetzes entlassen worden ist. Die 
Ubergangsbeihilfe wird in einer Summe bei Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses gezahlt. 

(2) Die Übergangsbeihilfe beträgt für Polizeivoll- 
zugsbeamte auf Widerruf, die nicht Inhaber des Zu- 
lassungsscheines (§ 16) sind, nach einer Dienstzeit 


von weniger als drei Jahren das Einfache, 


von drei Jahren 
von vier Jahren 
von fünf Jahren 
von sechs Jahren 
von sieben Jahren 
von acht Jahren 
von neun Jahren 
von zehn Jahren 
von elf Jahren 
von zwölf Jahren 


das Eineinhalbfache, 
das Dreifache, 
das Viercinhalbfache, 
das Sechsfache, 
das Siebenfache, 
das Achteinhalbfache, 
das Neunfache, 
das Zehnfache, 
das Elffache, 
das Zwölffache 


der Dienstbezüge des letzten Monats. 

(3) Für Inhaber des Zulassimgsscheines beträgt 
die Übergangsbeihilfe zwanzig vom Hundert des 
nach Absatz 2 jeweils zustehenden Betrages. 

(4) Inhaber des Zulassimgsscheines können in- 
nerhalb der Zeit, für die ihnen Übergangsgebühr- 
nisse zustehen, unter Rückgabe des Zulassungs- 
scheines die übergangsbeihilfo nach Absatz 2 
wählen. Der nachträgliche Erwerb des Zulassungs- 
scheines gegen Rückzahlung der nach Absatz 2 ge- 
währten Übergangsbeihilfe ist nicht zulässig. 

(5) Sind Übergangsgebührnisse nach § 18 Abs. 5 
lediglich zum Teil bewilligt worden, so wird die 
Übergangsbeihilfe nur in dem entsprechenden Ver- 
hältnis gewährt, 

(6) Stirbt der Polizeivollzugsbeamte auf Wider- 
ruf nach einer Dienstzeit von mindestens zwei Jah- 
ren oder infolge einer Beschädigung im Sinne des 
§ 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes nach einer 
Dienstzeit von mindestens einem Jahr, so wird die 
Übergangsbeihilfe den in § 18 Abs. 6 Satz 2 be- 
zeichneten Hinterbliebenen gewährt. 


I § 20 

Versorgung bei Polizeidienstunfähigkeit 
I infolge Dienstbeschädigung 

; (1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Widerruf, der 

I wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge einer Be- 
I Schädigung im Sinne des § 46 Abs. 1 des Bundes- 
beamtengesetzes entlassen worden ist,, erhält für 
I die Dauer einer durch die Beschädigung verursach- 
i ten Erwerbsbeschränkung einen Unterhaltsbeitrag 
! in folgender Höhe: 

I 

1, bei völliger Erwerbsunfähigkeit in Höhe 
, des sich nach den §§ 107 bis 119 des 

* Bundesbeamtengesetzes ergebenden Ruhe- 

gehaltes, 

j 2. bei Minderung der Erv/erbsfähigkeit um 

, wenigstens zwanzig vom Hundert in Höhe 

des der Minderung entsprechenden Teiles 
I des Unterhaltsbeitrages nach Nummer 1. 

; § 142 Abs. 6 des Bundesbeamtengesetzes ist anzu- 
I wenden. 

I 

I (2) Die Hinterbliebenen eines Polizeivoilzugs- 
! beamten auf Widerruf, der an den Folgen einer Be- 
I Schädigung i n Sinne des § 46 Abs. 1 des Bundes- 
I beamtengesetzes verstorben ist, erhalten einen Un- 
: terhaltsbcitrc g in Hohe des Witwen- und Waisen- 
I geldes, das sich nach den §§ 123 bis 129 des Bundes- 
^ beamtengescLzes unter Zugrundelegung des Unter- 
j haltsbeitrages nach Absatz 1 Nr, 1 ergibt. Das gleiche 
I gilt für die Hinterbliebenen eines früheren Polizei- 
i vollzugsbeamton auf Widerruf (Absatz 1), der an 
! den Folgen der Beschädigung im Sinne des § 46 
, Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes verstorben ist; 
ist der Tod nicht die Folge einer solchen Beschädi- 
gung, so kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe 
i des Witwen- und Waisengeldes bewilligt werden, 
das sich unter Zugrundelegung des Unterhaltsbei- 
trages ergibt, den der Verstorbene im Zeitpunkt 
seines Todes bezogen hat. 

(3) Für die Dauer des Bezugs von Übergangs- 
gebührnissen (§ 18) wird der Unterhaltsbeitrag nur 
insoweit gezahlt, als er zusammen mit den Über- 
gangsgebührnissen die in § 18 Abs. 7 Satz 2 be- 
! zeichnete Höchstgrenze nicht übersteigt. Das gilt 
’ auch für die Zeit, die der Zahlung der Übergangs- 
gebührnisse in größeren Teilbeträgen oder in einer 
Summe zugrunde liegt (§18 Abs. 6 Satz 3). 

I (4) Auf den Unterhaltsbeitrag und die Empfänger 
eines Unterhaitsbeitrages ist § 166 des Bundes- 
' beamtengesetzes entsprechend anzuwenden. 


§ 21 

Versorgung bei Dienstiinfall 

(1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Widerruf, der 
wegen Polizeidicnstunfähigkeit infolge eines Dienst- 
unfalles (§ 135 des Bundesbeamtengesetzes) ent- 
lassen worden ist, erhält Unfallfürsorge nach § 142 
des Bundesbeamtengesetzes mit der Maßgabe, daß 
' sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge mindestens 
nach der Endstufe der Besoldungsgruppe A 1 des 
I Bundesbesoldungsgesetzes bemessen. 
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(2) Für einen durch Dicnstunfall verletzten frühe- ! 
ren Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf, auf den | 
Absatz 1 nicht anzuwenden ist, gilt § 142 des Bun- : 
desbeamtengesetzes außer in den dort bezeichneten ' 
Fällen der §§ 30, 31 oder 32 auch, wenn sein Be- ; 
amtenverhältnis wegen Ablaufs der Dienstzeit ge- 
endet hat. 

(3) Für die Hinterbliebenen eines Polizeivollzugs- ; 

beamten auf Widerruf und eines früheren Polizei- ■ 
vollzugsbeamten auf Widerruf gilt § 146 Abs. 1 : 
und 2 des Bundesbeamtengesetzes. Ist der Tod eines 
Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf oder eines ' 
wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge eines Dienst- | 
Unfalles entlassenen Polizeivollzugsbeamten aut 
Widerruf die Folge des Dienstiinfalles, so gilt die ! 
Maßgabe des Absatzes 1. | 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 gilt auch ! 
§ 145 des Bundesbeamtengesetzes. Der Unterhalts- j 
beitrag ist in Höhe von zusammen dreißig vom Hun- 
dert des Unterhaltsbeitrages nach § 142 Abs. 2 Nr. 1 
des Bundesbeamtengesetzes, mindestens jedoch in 
Höhe von zusammen vierzig vom Hundert des Min- 
destbetrages nach Absatz 1, zu gewähren. 

(5) § 20 Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. 


3. TITEL 

Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit 

§ 22 

Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit 

Der Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf kann zum 
Beamten auf Lebenszeit ernannt werden, wenn er 
die sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen 
hierfür erfüllt, die für seine Laufbahn vorgeschriebe- 
nen Fachprüfungen abgelegt hat und ihm ein Amt 
mindestens der Besoldungsgruppe A 6 des Bundes- 
besoldungsgesetzcs verliehen ist. 

§ 23 

Versetzung bei Polizeidienstunfähigkeit 

Der Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit soll bei 
Polizeidienstunfähigkeit, falls nicht zwingende 
dienstliche Gründe entgegenstehen, in ein Amt einer 
anderen Laufbahn versetzt werden, wenn er die Be- 
fähigung für die neue Laufbahn besitzt. Ohne seine 
Zustimmung ist die Versetzung nur zulässig, wenn 
das neue Amt mit mindestens demselben Endgrund- 
gehalt wie das bisherige Amt verbunden ist. 

§ 24 

Besondere Altersgrenzen 

Abweichend von § 5 Abs. 1 ist die Altersgrenze 

1. für Leutnante im Bundesgrenzschutz, Ober- 
leutnante im Bundesgrenzschutz und Haupt- 
leute im Bundesgrenzschutz 
die Vollendung des vierundfünfzigsten Le- 
bensjahres, 


2. für Majore im Bundesgrenzschutz 

die Vollendung des sechsundfünfzigsten Le- 
bensjahres, 

3. für Oberstleutnante im Bundesgrenzschutz 

die Vollendung des achtundfünfzigsten Le- 
Ijensjahres, 

4. für Grenzschutz-Sanitätsoffiziere 

die Vollendung des fünfundsechzigsten Le- 
bensjahres. 

§ 25 

Ruhegehalt 

(1) Bei Anwendung des § 110 Abs. 1 Satz 2, des 
§ 141 Nr. 2 und des § 181a Abs. 1 Satz 2 des Bun- 
desbeamtengesetzes ist der Zeitpunkt des Eintritts 
in den Ruheslancl wegen Erreichens der Alters- 
grenze maßgebend, 

(2) Für Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit, die 
vor dem vollendeten sechsundfünfzigsten Lebens- 
jahr wegen Erreichens der Altersgrenze in den 
Ruhestand treten, steigt das Ruhegehalt nach einer 

, ruhegeb altfähigeri Dienstzeit von fünfundzwanzig 
! Jahren bis zu einer solchen von siebenundzwanzig 
I Jahren mit jedem Dienstjahr um zwei vom Hundert 
I der ruhegehalt ähigen Dienstbezüge. 


4. TITEL 

Sondervorschriften 
§ 26 

Umzugskostenbeihilfe 

i (1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Widerruf, der 
; einen gesetzlichen Anspruch auf Ubergangsgebühr- 
nisse hat oder dem Ubergangsgebührnisse bewilligt 
worden sind (§ 18 Abs. 5), erhält bei Beendigung 
, des Dienstverhältnisses eine Umzugskostenbeihilfe 
in entsprechender Anwendung des § 2 Abs. 1 Buch- 
stabe b des Umzugskostengesetzes. Das gleiche gilt 
I für seine Hinterbliebenen sowie für die Hinterblie- 
benen eines Polizeivollziigsbeamten auf Widerruf, 

; der während seines Dienstverhältnisses, jedoch nach 
i einer Dienstzeit von mehr als einem Jahr, verstor- 
ben ist. 

j (2) Einem früheren Polizeivollzugsbeamten auf 
i Widerruf, dem eine Berufsförderung nach § 13 
' Abs. 2 gewährt wird, können auf Antrag einmalig 
eine Umzugskostenbeihilfe bis zu achtzig vom Hun- 
dert der Umzugskostenentschädigung nach § 4 des 
^ Umzugskostengesetzes und daneben die Leistungen 
nach den §§ 6 und 9 des Umzugskostengesetzes be- 
; willigt werden, wenn zur Ausübung des späteren 
j Berufs ein Umzug erforderlich ist und dieser bis 
I zum Ablauf von zwei Jahren nach Beendigung der 
I BerufSiörderung durchgeführt worden ist. Die Um- 
' Zugskostenbeihilfe kann ausnahmsweise mit Zu- 
stimmung des Bundesministers des Innern neben 
einer bereits nach Absatz 1 gewährten Umzugs- 
kostenbeihilfo bewilligt werden. 
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(3) Einem Polizeivollzugsbeamten im Ruhestand, 
der bei Eintritt in den Ruhestand das vierundfünf- 
zigste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, können 
auf Antrag einmalig eine Umzugskostenbeihilfe bis 
zu sechzig vom Hundert des Grundbetrages nach 
§ 4 des Umzugskostengesetzes und daneben die Lei- 
stungen nach den §§ 6 und 9 des Umzugskosten- 
gesetzes bewilligt werden, wenn zur Begründung 
eines neuen Berufs ein Umzug erforderlich ist, die- 
ser bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Eintritt in 
den Ruhestand durchgeführt und eine Umzugs- 
kostenbeihilfe nach § 2 Abs. 1 Buchstabe b des Um- 
zugskostengesetzes noch nicht gewährt worden ist. 

(4) Der Umzugskostenbeihilfe nach den Absätzen 
1 bis 3 werden die Auslagen zugrunde gelegt, die 
für den Umzug entstehen 

1. nach einem Ort innerhalb des Bundes- 
gebietes einschließlich des Landes Berlin 
bis zum Zielort, 

2. nach einem Ort außerhalb des Bundesge- 
bietes bis zum Ort des Grenzüberganges. 

(5) Soweit sich die Umzugskostenbeihilfe nach 
der Umzugskostenstufe, dem Familien- oder Haus- 
stand oder dem Lebensalter des Beamten bemißt, 
sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Beendigung 
des Dienstverhältnisses zugrunde zu legen. 

§ 27 

Einmalige Flugunfallentschädigung 

(1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Lebenszeit 
oder auf Widerruf, der dem besonders gefährdeten 
fliegenden Personal angehört und während des 
Flugdienstes einen Unfall erleidet, der nur auf die 
eigentümlichen Verhältnisse dieses Dienstes zurück- 
zuführen ist, erhält neben einer beamtenrechtlichen 
Versorgung bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
eine einmalige Flugunfallentschädigung von vierzig- 
tausend Deutsche Mark, wenn er infolge des Un- 
falles in seiner Erwerbsfähigkeit in diesem Zeit- 
punkt um mehr als neunzig vom Hundert beeinträch- 
tigt ist. 

(2) Endet das Dienstverhältnis durch Tod infolge 
eines Unfalles der in Absatz 1 bezeichneten Art, so 
erhalten seine Hinterbliebenen, soweit ihnen ein 
Anspruch auf beamtenrechtliche Versorgung zusteht, 
eine einmalige Flugunfallentschädigung von zwan- 
zigtausend Deutsche Mark. Hinterbliebene im Sinne 
dieser Vorschrift sind die Witwe, die ehelichen Kin- 
der, die für ehelich erklärten oder an Kindes Statt 
angenommenen Kinder und die Kinder aus nichti- 
gen Ehen, die die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes haben; das gleiche gilt für die Verwandten 
der aufsteigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit 
des Unfalles ganz oder überwiegend durch den Ver- 
storbenen bestritten wurde. Sind mehrere An- 
spruchsberechtigte vorhanden, so wird die Flug- 
unfallentschädigung unter ihnen im Verhältnis ihrer 
Versorgungsbezüge aufgeteilt. 

(3) Die Flugunfallentschädigung nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 wird nicht gewährt, wenn der Ver- 
letzte den Unfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Hat 


bei der Entstehung des Unfalles eine grobe Fahr- 
lässigkeit des Verletzten mitgewirkt, so kann die 
Entschädigung angemessen ermäßigt werden. Hier- 
bei ist insbesondere zu berücksichtigen, inwieweit 
sein Verschulden zur Entstehung des Unfalles bei- 
getragen hat. 

(4) Für den Personenkreis, der zu dem besonders 
gefährdeten fliegenden Personal im Sinne des Ab- 
satzes 1 gehört, und dessen Tätigkeit gelten die 
§§ 1, 2, 3 und 6 der Verordnung über die einmalige 
Flugunfallentschädigung gemäß § 63 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes vom 18. September 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1384) entsprechend. 

§ 28 

Erstattung der Kosten für eine Fachausbildung 

Ein Polizeivollzugsbeamter, dessen polizeiliche 
Ausbildung mit einer Fachausbildung verbunden 
war und der innerhalb von drei Jahren nach Ab- 
schluß dieser Fachausbildung auf eigenen Antrag 
entlassen wird, muß die Kosten der Fachausbildung 
ersetzen. Fachausbildung in diesem Sinne ist eine 
zivilberufliche Ausbildung außerhalb der Berufs- 
förderung (§§ 11 bis 14), die im freien Erwerbsleben 
als Befähigung zur Berufsausübung anerkannt ist. 
Auf Ersatz der Ausbildungskosten kann verzichtet 
werden, wenn für den Beamten das Verbleiben im 
Beamtenverhältnis wegen außergewöhnlicher per- 
sönlicher Gründe eine besondere Härte bedeuten 
würde. 


5. TITEL 

Strafvorschrift 
§ 29 

Ein Polizeivollzugsbeamter, der eigenmächtig 
seine Dienststelle verläßt oder ihr fernbleibt und 
während einer von der Bundesregierung angeord- 
neten Notbereitschaft des Bundesgrenzschutzes län- 
ger als drei volle Kalendertage abwesend ist, wird 
mit Gefängnis oder Einschließung bis zu zwei Jahren 
oder mit Haft bestraft. 


ABSCHNITT III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 30 

Überleitungsvorschriften 

(1) Für die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorhandenen, in Abschnitt II bezeichneten Polizei- 
vollzugsbeamten auf Widerruf gilt dieses Gesetz 
mit folgenden Abweichungen; 

1. Auf die Beamten, die sich in einer dem 
§ 11 Nr. 2 und 3 entsprechenden Berufs- 
förderung befinden, sind hinsichtlich der 
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Dienstzeit und der Berufsförderung an 
Stelle der §§ 9 und 11 bis 17 die §§ 7 
und 9 des Gesetzes zur vorläufigen Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundes weiterhin an- 
zuwenden. Die Beamten, die eine Dienst- 
zeit von mindestens fünf Jahren abgelei- 
stet haben, erhalten Übergangsgebühr- 
nisse nach § 18 und Übergangsbeihilfe 
nach § 19 auch dann, wenn sie auf eigenen 
Antrag zum Zwecke der Eingliederung in 
das spätere Berufsleben entlassen werden. 

2. Die anderen, nicht unter Nummer 1 fallen- 
den Beamten, die unter Berücksichtigung 
der angerechneten Vordienstzeiten eine 
Dienstzeit von sieben Jahren noch nicht 
abgeleistet haben, können innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes beantragen, daß ihr Beamten- 
verhältnis nach sieben statt nach acht 
Dienstjahren endet (§ 9 Abs. 1). 

3. Die nach den bisherigen Vorschriften an- 
gerechneten Vordienstzeiten werden wei- 
terhin berücksichtigt. 

(2) Für die vor Inkrafttreten des Gesetzes aus- 
geschiedenen Polizeivollzugsbeamten und ihre Hin- 
terbliebenen gelten an Stelle der §§ 12 bis 14 des 
Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der Polizeivollzugsbeamten des Bundes 
die §§ 20 und 21 dieses Gesetzes; die sonstigen 
Rechtsverhältnisse regeln sich nach bisherigem 
Recht, wobei Änderungen der für Versorgungs- 
empfänger des Bundes allgemein geltenden Vor- 
schriften zu berücksichtigen sind. 

(3) Die Polizeivollzugsbeamten auf Lebenszeit, 
für die dieses Gesetz eine niedrigere Altersgrenze 
als bisher bestimmt, treten, wenn sie die neue 
Altersgrenze beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bereits erreicht haben, mit Ablauf des 31. März 1960 
in den Ruhestand. Ist die Altersgrenze eines Poli- 
zeivollzugsbeamten auf Lebenszeit, für den dieses 
Gesetz eine niedrigere Altersgrenze als bisher be- 
stimmt, vor Inkrafttreten dieses Gesetzes hinaus- 
geschoben worden, so bleibt der sich daraus er- 
gebende Zeitpunkt für den Eintritt in den Ruhe- 
stand unverändert. 

(4) Ist die Altersgrenze für einen Po.lizeivollzugs- 

beamten auf Lebenszeit vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes hinausgeschoben worden und der nach § 5 
Abs. 4 zustehende Ausgleich niedriger als die Ab- 
findung nach § 16 Abs. 2 des Gesetzes zur vorläufi- 
gen Regelung der Rechtsverhältnisse der Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundes, so erhält der Beamte 
an Stelle des Ausgleichs die Abfindung nach bis- 
herigem Recht, wenn er vor dem 

wegen Erreichens der Altersgrenze in den Ruhe- 
stand tritt. 

(5) Eine Entschädigung aus einer Flugunfallver- 
sicherung, für die der Bund die Beiträge gezahlt hat, 
ist auf die Flugunfallentschädigung nach § 27 anzu- 
rechnen. 


§ 31 

Änderung der Bundesdisziplinarordnung 

Die Bundesdisziplinarordnung vom 28. November 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 761) in der Fassung des 
§ 198 des Bundesbeamtengesetzes vom 14. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 551) und des § 140 des Rah- 
mengesetzes zur Vereinheitlichung des Beamten- 
rechts vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. • I S. 667) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 ist an Stelle des Schlußpunktes 
ein Strichpunkt zu setzen und folgender Halb- 
satz anzufügen: 

„bei ledigen Polizeivollzugsbeamten auf Wi- 
derruf, die zum Wohnen in einer Gemein- 
schaftsunterkunft verpflichtet sind (§ 7 Abs. 1 
des Bundespolizeibeamtengesetzes), außerdem 

Verwaltung der Dienstbezüge, 
Ausgangsbeschränkung. 

Diese Disziplinarstrafen sind ihrer Schwere 
nach zwischen Verweis und Geldbuße einzu- 
ordnen." 

b) In Absatz 2 wird hinter Satz 1 eingefügt: 
„Dasselbe gilt für die Disziplinarstrafen der 
Verwaltung der Dienstbezüge und der Aus- 
gangsbeschränkung. " 

2. Nach § 5 werden folgende Vorschriften eingefügt: 

.§ 5a 

(1) Die Verwaltung der Dienstbezüge besteht 
darin, daß die Dienstbezüge in Teilbeträgen aus- 
gezahlt werden, die nach pflichtmäßigem Er- 
messen des Dienstvorgesetzten festgesetzt wer- 
den. 

(2) Die Verwaltung der Dienstbezüge dauert 
höchstens drei Monate. 

§ 5b 

(1) Die Ausgangsbeschränkung besteht in dem 
Verbot, sich vom Dienstschluß an oder einer be- 
stimmten Stunde danach außerhalb des Unter- 
kunftsbereichs aufzuhalten. Sie kann durch das 
Verbot verschärft werden, für einen Teil oder 
die ganzfe Dauer der Ausgangsbeschränkung Ge- 
meinschaftsräume zu besuchen und Besuch zu 
empfangen (verschärfte Ausgangsbeschränkung). 

(2) Die Ausgangsbeschränkung dauert minde- 
stens drei Tage und höchstens drei Wochen." 

3. § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Warnung, Verweis, Verwaltung der Dienst- 
bezüge, Ausgangsbeschränkung und Geldbuße 
kann auch der Dienstvorgesetzte durch Diszipli- 
narverfügung verhängen." 

4. § 24 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Jeder Dienstvorgesetzte ist zu Warnun- 
gen und Verweisen sowie zur Verhängung der 
Verwaltung von Dienstbezügen und der Aus- 
gangsbeschränkung gegen die ihm nachgeordne- 
ten Beamten befugt." 
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5. § 102 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 5 Satz 1 erster Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„Verwaltung der Dienstbezüge, Ausgangs- 
beschränkung, Geldbuße, Gehaltskürzung und 
Kürzung des Ruhegehaltes vollstreckt der 
Dienstvorgesetzte ; " 

b) Als Absätze 6 und 7 werden eingefügt; 

„ (6) Die Verwaltung der Dienstbezüge wird 
durch Auszahlung der Dienstbezüge in den 
durch die Disziplinarverfügung festgesetzten 
Teilbeträgen vollstreckt. 

(7) Die Vollstreckung der Ausgangsbe- 
schränkung besteht in der Durchführung der 
in der Disziplinarverfügung getroffenen An- 
ordnungen. Der Dienstvorgesetzte kann die 
Vollstreckung aus dringenden Gründen vor- 
zeitig abbrechen." 

c) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Ab- 
sätze 8 und 9. 


§ 32 

V erwaltungsvorschrif ten 

Der Bundesminister des Innern erläßt die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften. 

§ 33 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 

§ 34 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

§ 27 und § 30 Abs. 5 treten mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1956 in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Zur Erfüllung der polizeilichen Aufgaben, die sich 
für den Bund aus Artikel 87 Abs. 1 GG ergeben, 
sind durch Gesetz vom 16. März 1951 (BGBl. I 
S. 201) der Bundesgrenzschutz und durch Gesetz 
vom 8. März 1951 (BGBL I S. 165) das Bundes- 
kriminalamt errichtet worden. Beide Gesetze ma- 
chen das Tätigwerden von Polizeivollzugsbeamten 
des Bundes erforderlich. Außerdem müssen die im 
Bundesministerium des Innern tätigen Beamten, so- 
weit sie mit der fachlichen Vorbereitung und 
Durchführung von Maßnahmen nach Artikel 91 
Abs. 2 GG beauftragt sind, die Rechtsstellung von 
Polizeivollzugsbeamten besitzen. In Erkenntnis die- 
ser Notwendigkeit hat der Bundestag anläßlich 
der Verabschiedung des Bundesbeamtengesetzes 
die besonderen Rechtsverhältnisse der Polizeivoll- 
zugsbeamten des Bundes durch Initiativgesetz — 
Drucksachen Nr. 4307, 4488 (neu) der 1. Wahlperiode 
— vorläufig geregelt (Gesetz zur vorläufigen Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugsbe- 
amten des Bundes — vorl. BPolBG — vom 6. August 
1953 — BGBl. I S. 899). Das Gesetz war bis zum 
30. September 1955 befristet und wurde durch Gesetz 
vom 12. August 1955 (BGBl. I S. 530) bis zum 30. Sep- 
tember 1957 und durch Gesetz vom 23. September 
1957 (BGBL I S. 1387) bis zum 30. September 1959 
verlängert. Zunächst war nur eine vorläufige Rege- 
lung möglich, weil zur Zeit der Entstehung des Ge- 
setzes die Entwicklung eines neuen Polizeibeamten- 
rechts in den Ländern erst begonnen hatte. In- 
zwischen ist nicht nur das für dieses Recht bedeut- 
same Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Be- 
amtenrechts (Beamtenrechtsrahmengesetz — BRRG) 
vom 1. Juli 1957 (BGBl. I S. 667) ergangen, sondern 
auch die Soldatengesetzgebung zu einem gewissen 


Abschluß gekommen, die, insbesondere hinsichtlich 
des Versorgungsrechts, nicht ohne Einfluß auf die 
Gestaltung der Rechtsverhältnisse der Polizeivoll- 
zugsbeamten des Bundes bleiben kann. Um bis zur 
Verabschiedung des endgültigen Bundespolizei- 
beamtengesetzes keine Rechtslücke eintreten zu 
lassen, muß das vorläufige Bundespolizeibeamten- 
gesetz, das am 30. September 1959 außer Kraft 
treten sollte, noch einmal kurzfristig verlängert 
werden. 

Der Gesetzentwurf enthält, ausgehend von § 190 
BBG, nach dem für die Polizeivollzugsbeamten des 
Bundes die allgemeinen beamtenrechtlichen Vor- 
schriften gelten, soweit gesetzlich nichts anderes 
vorgeschrieben ist, unter Beachtung der Rahmen- 
vorschriften (§§ 99 bis 101 und 103 BRRG) die er- 
gänzenden und abweichenden Vorschriften für die 
Regelung der Rechtsverhältnisse der Polizeivoll- 
zugsbeamten des Bundes. Bei der gesetzlichen Re- 
gelung muß unterschieden werden zwischen den 
Polizeivollzugsbeamten des kriminalpolizeilichen 
Dienstes (für diesen Dienstzweig besteht die Not- 
wendigkeit zu einer von dem allgemeinen Beamten- 
recht abweichenden Sonderregelung nur in gerin- 
gem Umfang) und denen im Bundesgrenzschutz und 
im Bundesministerium des Innern. Diesen Gegeben- 
heiten trägt bereits die Gliederung des Gesetzes 
Rechnung. Die Vorschriften des Abschnittes I und 
teilweise des Abschnittes III gelten für alle Poli- 
zeivollzugsbeamten-Gruppen, während sich der Ab- 
schnitt II ausschließlich mit den Polizeivollzugs- 
beamten des Bundesgrenzschutzes und im Bundes- 
ministerium des Innern befaßt. Der 2. Titel des Ab- 
schnittes II, der das Recht der Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf ordnet, ist für den über- 
wiegenden Teil der Polizeivollzugsbeamten im BGS 
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von Bedeutung. Entsprechend der bisherigen Rege- 
lung und den sich aus der Aufgabe ergebenden 
Notwendigkeiten ist abweichend von den in § 5 
BBG vorgesehenen Arten des Beamtenverhältnisses 
ein Widerrufsbeamten- Verhältnis besonderer Art 
vorgesehen. Nach Ablauf des ersten Dienstjahres 1 
kann der Beamte nicht mehr jederzeit, sondern — 
außer in den Fällen der §§ 28 bis 30 BBG — nur j 
noch aus Gründen des § 31 Abs. 1 BBG (wie ein , 
Beamter auf Probe) entlassen werden. Für die Vor- 
schriften, die den Übergang des Polizeivollzugs- | 
beamten auf Widerruf in einen anderen Beruf er- i 
leichtern sollen, haben die Vorschriften des Sol- 
datenversorgungsgesetzes über die Berufsförderung 
und die Dienstzeitversorgung der Soldaten auf Zeit 
als Vorbild gedient. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften , 

ABSCHNITT I 
Zu § 1 (Personenkreis) 

§ 1 des voiT. BPoIBG enthielt erstmalig im deut- 
schen Polizeibeamtenrecht eine Legaldefinition des 
Begriffs „Polizeivollzugsbeamter", die inzwischen ! 
auch Eingang in das Landespolizeibeamtenrecht ge- i 
funden hat (so z. B. § 199 Landesbeamtengesetz , 
Schleswig-FIolstein). Diese Definition wird im Ent- j 
wurf beibehalten. In Übereinstimmung mit der Re- j 
gelung in den früheren Polizeivollzugsbeamten- 
Gesetzen wird es nicht für zweckmäßig gehalten, 
die einzelnen Beamtengruppen im Gesetz aufzu- 
führen. Die Aufzählung soll vielmehr einer vom | 
Bundesminister des Innern zu erlassenden Rechts- | 
Verordnung Vorbehalten bleiben, weil Änderungen ' 
erfahrungsgemäß unvermeidlich sind und nicht je- I 
weils eine Gesetzesnovelle bedingen sollten. Der 
Kreis der Polizeivollzugsbeamten des Bundes er- 
gibt sich zur Zeit aus der Ersten und Zweiten Ver- 
ordnung zu § 1 des vorläufigen Bundespolizei- 
beamtengesetzes vom 21. Mai 1955 (BGBl. I S. 263) 
und vom 16. März 1956 (BGBL I S. 129) in der auf 
Grund des § 63 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes geltenden Fassung. | 

Zu. § 2 (Gesetzliche Vorschriften) 

ln Verbindung mit § 190 BBG stellt diese Vorschrift 
klar, daß für die Polizeivollzugsbeamten des Bun- | 
des die für Bundesbeamte allgemein geltenden Vor- : 
Schriften anzuwenden sind, soweit dieses Gesetz 
kein Sonderrecht schafft. 

Zu § 3 (Laufbahnen) 

Für den Polizeivollzugsdienst galt von jeher ein 
besonderes Laufbahnrecht mit wesentlichen Ab- 
weichungen gegenüber dem allgemeinen Laufbahn- 
recht. § 3 ermächtigt die Bundesregierung, durch 
Verordnung die besonderen Bestimmungen zu er- 
lassen; sie werden für den BGS wie bisher davon 
ausgehen, daß die Laufbahn seiner Polizeivollzugs- 
beamten eine für alle Dienstzweige grundsätzlich 
einheitliche ist. 


Zu § 4 (Polizeidienstunfähigkeit) 

Der Polizeivollzugsdienst stellt erhöhte Anforde- 
rungen an die körperliche Leistungsfähigkeit. Es ist 
daher notwendig, den Begriff der Polizeidienst- 
unfähigkeit abweichend von dem allgemeinen Be- 
amtenrecht (§ 42 Abs. 1 BBG, § 26 Abs. 1 BRRG) 
besonders abzugrenzen. Die Polizeidienstfähigkeit 
setzt die Verwendbarkeit des Beamten zu jeder 
Zeit, an jedem Ort und in jeder seiner Amtsbezeich- 
nung entsprechenden Stellung voraus. Diese An- 
forderungen gelten für alle Polizeivollzugsbeamten 
gleichmäßig. Eine unterschiedliche Behandlung z. B. 
der Beamten in Stäben und Schulen ist nicht mög- 
lich, da die Polizeivollzugsbeamten im Wechsel so- 
wohl im Außendienst als auch in Stäben und Schu- 
len verwendet werden. Die Jahresfrist, bis zu der 
der Beamte die volle Verwendungsfähigkeit wie- 
dererlangt haben muß (§ 6 Abs. 1 vorl. BPolBG), 
ist im Hinblick auf § 101 des Beamtenrechtsrah 
mengesetzes auf zwei Jahre verlängert worden. 

Die Dienstunfähigkeit muß durch den Dienstvor- 
gesetzten auf Grund des Gutachtens eines Amts- 
arztes, im BGS (GS-Truppe) eines beamteten GS- 
Arztes, festgestellt werden. Es liegt im Interesse 
der Beamten und des Staates, daß das Gutachten 
über GS-Vcllzugsbeamte • — nicht im Bundespaß- 
kontrolldienst (BPKD) — von einem mit den Ver- 
hältnissen und Erfordernissen einer Polizeitruppe 
genau vertrauten Arzt abgegeben wird; nur so kann 
diesen besonderen Verhältnissen gerechterweise 
Rechnung getragen werden. Entspricht das Gut- 
achten des GS-Arztes nicht der Auffassung des Be- 
troffenen, so muß ein gemeinsames Gutachten meh- 
rerer, bisher unbeteiligter GS-Ärzte erstellt werden. 
Dieses Verfahren entspricht der bisherigen Praxis 
und hat sich gut bewährt. Im übrigen ist die Mög- 
lichkeit der Nachprüfung jedes Gutachtens im 
Dienstaufsichtswege (Kommandoarzt, ärztlicher Re- 
ferent des BMI) und bei Beamten auf Lebenszeit bei 
der Durchführung des Verfahrens nach § 44 BBG 
gegeben. 

Zu § 5 (Eintritt in den Ruhestand) 

Der Polizeivollzugsbeamte, insbesondere der Poli- 
zeiführer, muß die erforderliche geistige und kör- 
perliche Spannkraft besitzen, um auch schwierige 
Lagen zu meistern. Er muß fähig zu entschlossenem 
Handeln sein, um die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung zu erhalten und gegebenenfalls wieder- 
herzustellen. Diese Fähigkeiten nehmen mit zu- 
nehmendem Alter ab. Es war und ist deshalb not- 
wendig, für Polizeivollzugsbeamte allgemein eine 
frühere Altersgrenze festzusetzen. Die Altersgrenze 
von 60 Jahren war von jeher im Polizeidienst üb- 
lich und ist inzwischen auch von fast allen Ländern 
der Bundesrepublik für ihre Polizeivollzugsbeamten 
festgesetzt worden. Die für Grenzschutzoffiziere 
notwendigen früheren Altersgrenzen, die bisher auf 
Grund des § 16 Abs. 3 vorl. BPolBG durch Rechts- 
verordnuhg festgesetzt wurden, sind jetzt in das 
Gesetz aufgenommen worden (s. zu § 24). 

Aus Gründen einer geordneten Personalwirtschaft 
in einem größeren Beamtenkörper mit stärkerer 
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Personalbewegung muß der Zeitpunkt des Eintritts 
in den Ruhestand abweichend vom allgemeinen Be- 
amtenrecht (vgl. § 41 Abs. 1 BBG) besonders ge- 
regelt werden, und zwar in der Weise, daß die Be- 
amten nur an zwei Terminen (31. März und 30. Sep- 
tember) im Jahre ausscheiden. Daraus ergibt sich 
unter Umständen eine größere Zeitspanne zwischen 
der Altersgrenze und dem Eintritt in den Ruhe- 
stand. 

Absatz 3 regelt die Hinausschiebung des Eintritts 
in den Ruhestand — nicht der Altersgrenze, wie in 
§ 16 Abs. 3 vorl. BPolBG — im Einzelfall. Wie nach 
dem allgemeinen Beamtenrecht (§ 41 Abs. 2 BBG) 
ist sie nur möglich, wenn dringende dienstliche 
Rücksichten der Verwaltung es erfordern; eine Zu- 
stimmung des Beamten ist nicht erforderlich, weil 
die Hinausschiebung nötigenfalls auch gegen den 
Willen des Beamten möglich sein muß. Der Eintritt 
in den Ruhestand kann höchstens um fünf Jahre 
hinausgeschoben werden. Für Polizeivollzugs- 
beamte mit früherer Altersgrenze (§ 24) rechnet die 
Fünfjahresfrist von diesem Zeitpunkt (31. März 
bzw. 30. September) an. 

Nach § 16 Abs. 2 vorl. BPolBG erhielt der Polizei- 
vollzugsbeamte bei Eintritt in den Ruhestand als 
\bgeltung für das frühere Ausscheiden aus dem 
Dienst eine einmalige Abfindung in Höhe des 
Sechsfachen der Dienstbezüge des letzten Monats. 
Diese Vorschrift ist dem § 103 des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes, der einen Ausgleich in Höhe des 
Siebeneinhalbfachen der Dienstbezüge des letzten 
Monats, jedoch nicht mehr als 8000 DM vorsieht, 
angepaßt worden. Wegen der Übergangsregelung 
siehe zu § 30 Abs. 4. 


ABSCHNITT II 

Zu § 6 (Arten der Beamten) 

Wie schon erwähnt, erfordert die Eigenart des Poli- 
zeivollzugsdienstes beim Bundesgrenzschutz eine 
besondere Regelung der Rechtsstellung. Von der 
Gesamtstärke des Bundesgrenzschutzes können im 
Höchstfälle 15 v. H. der Beamten zu Beamten auf 
Lebenszeit ernannt werden. Die übrigen Beamten 
müssen nach Ablauf der in § 9 geregelten Dienst- 
zeit ausscheiden und in eine andere Laufbahn oder 
in einen anderen Beruf übertreten. § 6 stellt klar, 
daß es im Bundesgrenzschutz nur Beamte auf 
Widerruf und Beamte auf Lebenszeit gibt. In das 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit werden in der 
Regel berufen: Grenzschutzoffiziere, Beamte im 
BPKD, Grenzsdiutzstabsmeister (SB), Grenzschutz- 
meister (SB) \md etwa die Hälfte der Hauptwadit- 
meister in der GS-Truppe. Die besondere Rechts- 
stellung der Beamten auf Widerruf ergibt sich aus 
den Vorschriften des 2. Titels. 


Zu §§ 7 und 8 (Gemeinsames Wohnen und Ehe- 
schließung) 

Die §§ 7 und 8 des Entwurfs müssen im Zusammen- 
hang gesehen werden. Der Bundesgrenzschutz ist 


eine Polizeitruppe. Zum Wesen einer solchen 
Truppe gehört, 

a) daß sie vom Bewußtsein der Zusammengehörig- 
keit getragen wird, 

b) daß die Einsatzbereitschaft gesichert ist, 

c) daß sie jederzeit verwendbar ist. 

Der überwiegende Teil der Beamten muß daher 
ständig in einer Gemeinschaftsunterkunft wohnen 
und an einer Gemeinschaftsverpflegung teilnehmen. 
Es handelt sich hierbei um junge Beamte im Alter 
von 18 bis 25 Jahren. Sie müssen aus den gleichen 
Gründen, aus denen sie der Kasernierungspflicht 
unterliegen, auch in ihrem Recht zur Eheschließung 
beschränkt sein. 

Diese Regelung entspricht den hergebrachten Grund- 
sätzen des deutschen Polizeibeamtenrechts. Die Ka- 
sernierungspflicht und die Heiratsbeschränkung für 
junge Polizeivollzugsbeamte besteht, seitdem es 
truppenmäßig zusammengefaßte Polizeiverbände 
gibt (nach dem ersten Weltkrieg). In Fortführung 
dieser Regelung hatte der Bundesgesetzgeber in das 
vorl. BPolBG gleichfalls Vorschriften über die Pflicht 
zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft und 
über die Beschränkung der Eheschließung aufge- 
nommen (s. §§ 4 und 5). Diese Bestimmungen haben 
sich bewährt, sie können auch in Zukunft nicht ent- 
behrt werden. Soweit sie eine Einschränkung der 
Grundrechte enthalten, ist diese verfassungsrecht- 
lich zulässig, da sie sich aus der Natur und aus dem 
Zweck des Polizeibeamtenverhältnisses als eines 
besonderen Gewaltverhältnisses, dem sich der Be- 
amte freiwillig unterwirft und aus dem er jederzeit 
auf eigenen Antrag ausscheiden kann, ergibt. Das 
Beamtenrechtsrahmengesetz enthält zwar keine Be- 
stimmungen über die Verpflichtung von Polizei- 
beamten zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunter- 
kunft und über die Eheschließung. Das schließt aber 
nicht aus, daß der Bund und die Länder sachlich 
notwendige Regelungen in ihre Beamtengesetz- 
gebung übernehmen. 

Grundsätzlich sind zum gemeinsamen Wohnen und 
zur Teilnahme an einer Gemeinschaftsverpflegung 
alle Polizeivollzugsbeamten verpflichtet, die noch 
keine fünf Dienstjahre abgeleistet oder noch nicht 
das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet haben. 
Beamte, die diese Dienstzeit- oder Altersgrenze 
überschritten haben, können dagegen nur aus be- 
stimmten dienstlichen Anlässen (besonderer Einsatz, 
Teilnahme an Übungen und Lehrgängen) vorüber- 
gehend zum Wohnen in der Gemeinschaftsunter- 
kunft und zur Teilnahme an einer Gemeinschafts- 
verpflegung verpflichtet werden; die Vorschrift 
über die Heiratserlaubnis gilt für sie nicht. 

Zu § 9 (Dienstzeit) 

Absatz 1 

Da nur ein Teil der Polizeivollzugsbeamten des 
Bundesgrenzschutzes in das Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit übernommen werden kann, muß die 
Dienstzeit im Bundesgrenzschutz begrenzt werden, 
und zwar so, daß der Beamte nach seinem Aus- 
scheiden noch verhältnismäßig leicht in einer an- 
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deren Laufbahn oder in einem anderen Beruf unter- j 
zubringen ist (s. dazu die Begründung zu den §§ 11 
bis 19 ). Dem hatte der Gesetzgeber schon in § 7 
vorl. BPolBG Pvcchnung getragen; er hielt damals I 
eine Zeit von sieben Jahren für angemessen. Im 
Entwurf ist die Dienstzeit auf acht Jahre verlängert 
worden, 

a) um den Zeitraum, in dem der Beamte (nach Be- 
endigung seiner Ausbildung für den BGS und 
vor Beginn der Berufsförderung) für den Dienst 
im BGS tatsächlich zur Verfügung steht, von 
z. Z. viereinhalb Jahren auf fünfeinhalb Jahre 
zu erweitern, 

b) um den Ersatzbedarf von z. Z. jährlich rund 3000 | 
Mann (20 000 : 7), auf 2500 Mann (20 000 : 8) zu i 
verringern, 

c) um die Voraussetzungen für eine Angleichung 
der Berufsförderung und Übergangsversorgung | 
an die der Soldaten auf Zeit zu schaffen (§§ 3 I 
bis 13 SVG). 

Die achtjährige Dienstzeit hat auch in der Polizei- 
tradition einen Vorläufer; nach dem Preußischen 
Polizeibeamtengesetz vom 31. Juli 1927, das im 
Grundsatz noch eine zwölfjährige Dienstzeit kannte, 
konnten Polizeibeamte mit einer Dienstzeit von acht 
Jahren in andere Zweige der Polizei und Verwal- 
tung übernommen werden. 

An der Mindestdienstzeit von fünf Jahren soll fest- 
gehalten werden, um den Personalbestand, der in- 
folge der Auswirkung des Zweiten Bundesgrenz- 
schutzgesetzes (Überführung in die Bundeswehr) 
noch in größeren Gruppen ergänzt werden muß, not- 
wendigenfalls auflockern zu können. Die Höchst- 
dienstzeit beträgt wie bisher zwölf Jahre. Die Ver- 
kürzung oder Verlängerung ist wie bisher nur mit 
Zustimmung des Beamten möglich. Sie wird aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung den Er- 
nennungsbehörden übertragen. Die bisherige ge- 
setzliche Beschränkung der Verlängerung „jeweils 
auf ein volles Jahr" hat sich insbesondere für den 
Beamten als unzweckmäßig erwiesen. Sie hat den 
Übergang in eine andere JLaufbahn oder in einen 
anderen Beruf, der sich der Dienstzeit möglichst an- 
schließen soll, unnötig erschwert, da der Zeitpunkt 
der gesetzlichen Beendigung der Dienstzeit mit dem 
Beginn eines neuen Dienstverhältnisses selten über- 
einstimmt. Abkürzung und Verlängerung der Dienst- 
zeit sind nur zulässig, wenn ein dienstliches Bedürf- 
nis vorliegt. Ein dienstliches Bedürfnis liegt auch 
dann vor, wenn die Dienstzeit abgekürzt oder ver- 
längert werden soll, um einen Polizeivollzugsbeam- 
ten, der zur Entlassung heransteht, zeitgerecht in 
eine Berufsförderungsmaßnahme einzugliedern, da- 
mit er möglichst im Anschluß an seine Dienstzeit 
eine Berufstätigkeit aufnehmen kann. Die Termine 
bei der Einstellung in den Bundesgrenzschutz müs- 
sen nach dienstlichen Interessen festgesetzt werden. 
Daraus ergeben sich zwangsläufig die Entlassungs- 
termine. Die Berufsförderung ist eine dienstliche 
Aufgabe und hat entscheidende Rückwirkungen auf 
die Werbung. Die Anpassung der Entlassungs- 
termine an die Überleitung in den neuen Beruf liegt 
daher im dienstlichen Interesse. 


Eine Verlängerung der Dienstzeit ist erst nach Voll- 
endung des sechsten Dienstjahres zulässig. Der Be- 
amte soll sich bewährt haben und in der dienst- 
lichen Laufbahn aufgestiegen sein, ehe über die 
Verlängerung der Dienstzeit entschieden wird. 

Absatz 2 

Die Anrechnung von Vordienstzeiten ist gegenüber 
dem Recht nach dem vorläufigen Bundespolizei- 
beamtengesetz eingeschränkt worden. Die Erfahrun- 
gen haben gezeigt, daß die Anrechnung von Vor- 
dienstzeiten auf eine verhältnismäßig kurze Beam- 
tendienstzeit von acht Jahren sowohl für den Be- 
amten wie für den Dienstherrn problematisch ist. 
Sie hatte auch nur für die Beamten praktisch Be- 
deutung, die bei der Aufstellung des Bundesgrenz- 
schutzes mit Vorkenntnissen und Erfahrungen als 
Unterführer eingestellt werden mußten. Nachdem 
der Bundesgrenzschutz jetzt seit acht Jahren be- 
steht und ein gut ausgebildetes Unterführerkorps 
vorhanden ist, wird der Bundesgrenzschutz im Re- 
gelfälle nur durch junge Bewerber ergänzt, die 
keine Vordienstzeiten aufzuweisen haben. 

Der bei einem anderen Dienstherrn abgeleistete 
Polizeivollzugsdienst und der Grundwehrdienst sind 
anrechenbar; in diesem Umfang bleibt eine Anrech- 
nung von Vordienstzeiten vertretbar. 

Von einer Wehrdienstzeit kann nur der Grundwehr- 
dienst angerechnet werden, da sonst eine Anglei- 
chung der Versorgung im BGS an das Soldaten- 
versorgungsrecht hinsichtlich Berufsförderung und 
Dienstzeitversorgung nicht vertretbar wäre. Die 
Dienstzeit des Polizeivollzugsbeamten nach § 9 des 
Entwurfs ist zugleich die Bemessungsgrundlage für 
die Leistungen zur Berufsförderung (§§ 13 bis 19). 
Ein Dienst als Soldat auf Zeit wird in ähnlicher 
Weise nach dem Soldatenversorgungsgesetz be- 
wertet. Um eine doppelte Versorgung zu vermeiden, 
kann die über den Grundwehrdienst hinausgehende 
Zeit nicht angerechnet werden. In Verwaltungsvor- 
schriften wird festgelegt werden, daß Dienstzeiten, 
für die Abfindungen gewährt worden sind, nicht 
angerechnet werden dürfen. Wie bisher, wird eine 
Vordienstzeit nur angerechnet, wenn der Beamte 
zustimmt. Um zu vermeiden, daß bei dem Beamten 
Unklarheiten über den Umfang der Anrechnung von 
Vordienstzeiten und damit über die tatsächliche 
Dauer der Dienstzeit im BGS bestehen, ist die Ent- 
scheidung über die Anrechnung von Vordienstzeiten 
bei der Berufung in das Beamtenverhältnis zu 
treffen. 

Zu § 10 (Entlassung) 

Während des ersten Jahres seiner Dienstzeit kann 
der Vollzugsbeamte wie jeder andere Beamte auf 
Widerruf nach § 32 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes entlassen werden. Nur hinsichtlich der Art 
und Weise der Entlassung sind die Vorschriften des 
§ 10 Abs. 2 bis 4 zu beachten. Nach einer ununter- 
brochen im Polizeidienst tatsächlich abgeleisteten 
Dienstzeit von einem Jahr kann der Beamte, abge- 
sehen von den Fällen der §§ 28 bis 30 des Bundes- 
beamtengesetzes, nur noch aus Gründen des § 31 
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes entlassen wer- 
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den; insoweit hat er von diesem Zeitpunkt an prak- 
tisch die Rechtsstellung eines Beamten auf Probe. 
Für die Feststellung der Dienstunfähigkeit (§ 31 
Abs. 1 Nr. 3 BBG) gilt § 4 des Entwurfs. Insbeson- 
dere kann der Polizeivollziigsbeamte auf Widerruf 
— mit der Einschränkung nach § 10 Abs. 4 des Ent- 
wurfs — jederzeit seine Entlassung verlangen. Die 
Festsetzung der Dauer der Dienstzeit in § 9 hat 
nicht die Wirkung, daß der Beamte verpflichtet ist, 
diese Zeit im Bundesgrenzschutz abzudienen; an 
dem Grundsatz, daß der Freiwilligkeit der Begrün- 
dung des Beamtenverhältnisses die Freiwilligkeit 
seiner Beendigung gegenüber stehen müsse, ist 
festgehalten. Gegenüber dem § 8 vorl. BPolBG ent- 
hält der Entwurf insofern eine Änderung, als eine 
Eheschließung ohne vorgeschriebene Erlaubnis kein. 
Entlassungsgrund mehr ist. 

Absatz 1 enthält gegenüber dem § 31 Abs. 1 BBG 
einen weiteren Schutz des Beamten; er kann nach 
einer ununterbrochenen Dienstzeit im Polizeivoll- 
zugsdienst des Bundes von mindestens drei Jahren 
wegen mangelnder Bewährung nicht mehr entlassen 
werden. Neu ist die Einschränkung dieses Schutzes 
für Offizieranwärter, deren Ausbildung in der Re- 
gel drei Jahre dauert und die im Falle der Wieder- 
holung der Prüfung verlängert werden muß. Es ent- 
spricht dem Zweck dieser Bestimmung, daß ein Offi- 
zieranwärter, der die Prüfung auch nach Wieder- 
holung nicht bestanden hat, wegen mangelnder Be- 
währung entlassen wird. An der Möglichkeit, in 
diesen Fällen die GS-Offizierlaufbahn mit der 
Grenzjäger- und Unterführerlaufbahn zu vertau- 
schen, besteht kein Interesse. 

Die Entlassungsfristen in Absatz 2 entsprechen wie 
bisher dem § 31 Abs. 3 BBG. An die Stelle der „Be- 
schäftigungszeit'', von der § 8 vorl. BPolBG für die 
Berechnung der Frist ausgeht, ist die „ununterbro- 
chene Dienstzeit im Polizeivollzugsdienst des Bun- 
des" gesetzt worden. Auf eine Legaldefinition des 
Begriffes „Beschäftigungszeit" kann daher verzich- 
tet werden. 

Die Absätze 3 und 4 entsprechen den bisherigen 
Vorschriften (§ 8 Abs. 3 und 4 vorl. BPolBG). Der 
Fortfall des zweiten Halbsatzes in § 8 Abs. 3 Satz 1: 
„er kann sich auch schriftlich äußern", bedeutet 
keine Rechtsänderung. Das Recht auf Anhörung um- 
faßt auch die Möglichkeit, sich schriftlich zu äußern. 
Die Einschränkung des Rechts auf jederzeitige Ent- 
lassung gemäß § 30 BBG im Absatz 4 muß im In- 
teresse der ständigen Einsatzfähigkeit der Polizei- 
truppe, insbesondere in Krisenzeiten, aufrechterhal- 
ten werden; sie erfährt im übrigen eine Ergänzung 
durch die Strafbestimmung in § 29. 

Zu § 11 (Berufsförderung) 

§ 11 legt den Rechtsanspruch des Polizeivollzugs- 
beamten a. W. der Grenzjäger- und Unterführer- 
laufbahn auf Berufsförderung fest. Die Kosten trägt 
der Bund. In den Nummern 1 bis 3 sind die einzel- 
nen Arten der Leistung aufgeführt. 

Zu § 12 (Allgemeinberufliche Ausbildung) 

Absatz 1 erläutert den Begriff „allgemeinberufliche 
Ausbildung" und bestimmt in Nr. 1, daß diese der 


■ Hebung des Bildungsstandes des Polizeivollzugs- 
boamten dient. Sie ist damit Bestandteil der dienst- 
lichen Ausbildung. Diese Regelung entspricht der 
Ausbildung der Polizeibeamten der Länder. Nr. 2 
i stellt fest, daß die allgemeinberufliche Ausbildung 
gleichzeitig oder in Weiterführung der Ausbildung 
zu Nr. 1 der Vorbereitung für die fachliche Ausbil- 
I düng oder Weiterbildung für das spätere Berufs- 
' leben dient. An der weiterführenden Ausbildung 
werden nur diejenigen GS-Voll^ugsbeamten a. W. 
teilnehmen, die einen Berufswechsel vornehmen. 

Absatz 2 bestimmt, daß die allgemeinberufliche 
Ausbildung nach Absatz 1 Nr. 1, die den Bildungs- 
stand des Polizeivollzugsbeamten heben soll, also 
dienstlichen Bedürfnissen Rechnung trägt, als 
Pflichtunterricht während der Dienstzeit vermittelt 
! wird. Wie bei den Polizeien der Länder beginnt der 
Pflichtunterricht im ersten Dienstjahr. Er erstreckt 
sich über 3 Lehrgangsabschnitte (Unter-, Mittel-, 
Oberstufe) und schließt mit einer Prüfung ab, die 
laufb ahn recht liehe Auswirkungen hat. Die über den 
I Pflichtunterricht hinausgehende Vermittlung allge- 
i meinberuflichen Wissens, die nur der Vorbereitung 
' für die Ausbildung oder Weiterbildung für das spä- 
I tere Berufsleben dient, wird in den letzten Dienst- 
I jahren auf Antrag gewährt. Die Ausbildung wird 
während der Dienstzeit in GS-Fachschulen durch- 
' geführt, 
i 

; Absatz 3 berücksichtigt Fälle, in denen sich der Ab- 
I Schluß der Ausbildung in der GS-Fachschule z. B. 

, durch Krankheit verzögert oder in denen die Vor- 
bereitung für eine fachliche Ausbildung länger als 
vorgesehen dauert. 

j Absatz 4 ermächtigt die Bundesregierung, die über 
die dienstlichen Belange des Polizei-Vollzugsdien- 
! stes hinausgehende Ausbildung nach Absatz 1 Nr. 2 
! im einzelnen zu regeln. Um die Wettbewerbsfähig- 
I keit der ehern. GS-Vollzugsbeamten a. W. mit den 
' aus der Bundeswehr ausgeschiedenen Soldaten auf 
Zeit sicherzustellen, ist vorgesehen, diesen Teil der 
Ausbildung unter Berücksichtigung des Pflichtunter- 
! richts den Leistungen nach dem Soldatenversor- 
I gungsgesetz (§§ 4 und 5) anzupassen. Eine Rege- 
I lung durch die Bundesregierung ist erforderlich, da 
die Ausbildung nach Absatz 1 Nr. 2 u. a. einen Teil 
der Voraussetzungen schafft, die von den nach § 17 
im Rahmen des Stellenvorbehalts in andere Lauf- 
, bahnen des Bundesdienstes übertretenden Inhabern 
des Zulassungsscheins gefordert werden. 

Zu § 13 (Fachausbildung) 

i 

i Absatz 1 trägt der Tatsache Rechnung, daß der Er- 
I folg der fachlichen Aus- und Weiterbildung wesent- 
' lieh von der persönlichen Neigung und Eignung des 
i Auszubildenden abhängt. Der Umfang der Ausbil- 
I düng bestimmt sich nach der Länge der Dienstzeit 
j im BGS, weil der fachlichen Ausbildung oder Wei- 
terbildung als einer Leistung des Dienstherrn und 
damit der Allgemeinheit ein gewisses Äquivalent 
an Leistungen des Beamten gegenüberstehen muß. 

I Absatz 2 bestimmt abweichend von § 9 vorl. 
I BPolBG, daß die fachliche Ausbildung oder Weiter- 
I Bildung vor oder nach Beendigung der Dienstzeit 
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auf Antrag gewährt wird. Es hat sich als notwen- 
dig erwiesen, den größeren Teil der fachlichen Aus- 
bildung nach Beendigung der Dienstzeit durchzu- 
führen, um für die tatsächliche Dienstleistung des 
GS-Vollzugsbeamten in der GS-Truppe mehr Zeit 
zu gewinnen. Außerdem wird dadurch ein reibungs- 
loserer Übergang in andere Berufe mit längeren 
Ausbildungsmöglichkeiten erreicht. Nach § 9 vorL 
BPolBG konnten Dienstunfähige nach der Entlas- 
sung und nach Wiederherstellung ihrer Arbeits- 
fähigkeit nicht mehr gefördert werden. Das ist jetzt 
entsprechend der Regelung des Soldatenversor- 
gungsgesetzes möglich. Die Ausbildung wird auf 
Antrag gewährt, da sich in bestimmten Fällen — 
z. B. bei Rückkehr in den vor Eintritt in den BGS 
ausgeübten Beruf — eine fachliche Ausbildung oder 
Weiterbildung erübrigt. Aus berufspädagogischen 
und dienstlichen Gründen wird die fachliche Aus- 
bildung und Weiterbildung zusammenhängend auch 
über die Beendigung der Dienstzeit hinaus vermit- 
telt. 

Der Entwurf macht in Nr. 1 bis 3 Einschnitte bei 
fünf, acht und zwölf Jahren. Wer diese Zeiten nicht 
erreicht, erhält die Ausbildung oder Weiterbildung 
nur im Umfang der niedrigeren Zeitgruppe. Wer 
weniger als fünf Jahre Dienst im BGS geleistet hat, 
erhält sie überhaupt nicht. Die Zeiträume, die den 
einzelnen Gruppen zugebilligt werden, sind so ge- 
wählt, daß sie praktisch genutzt werden können. 
Nach fünf Dienstjahren wird bei einer Abkürzung 
der Dienstzeit nach § 9 Abs. i insbesondere der 
Übertritt in andere Polizeiberufe oder der Erwerb 
einiger zusätzlicher Kenntnisse in dem vor Eintritt 
in den BGS erlernten Beruf möglich sein. Nach acht 
Dienstjahren wird der Übertritt in andere Laufbah- 
nen des mittleren Dienstes oder in qualifizierte Be- 
rufe der freien Wirtschaft erreicht werden. Nach 
zwölf Dienstjahren sind die Möglichkeiten so er- 
weitert, daß z. B. der Anschluß an gehobene Berufe 
gewährleistet wird. Bei achtjähriger Dienstzeit und 
zwölfjähriger Dienstzeit soll nur etwa ein Drittel 
des gesamten Ausbildungszeitraumes in die Dienst- 
zeit gelegt werden. Um die Wettbewerbsfähigkeit 
der ausscheidenden GS-Vollzugsbeamten zu erhö- 
hen, ist vorgesehen, daß die fachliche Ausbildung 
oder Weiterbildung außerhalb der GS-Fachschulen 
in den beruflichen Bildungseinrichtungen erfolgt, 
die auch sonst diese Maßnahmen für die Wirtschaft 
und den öffentlichen Dienst durchführen. Dieses 
Verfahren hat sich in der Vergangenheit bewährt. 

Absatz 3 berücksichtigt Fälle, in denen sich der Ab- 
schluß der Ausbildung z. B. wegen Krankheit ver- 
zögert oder in denen die Ausbildung für einen be- 
stimmten Beruf länger als vorgesehen dauert. Der 
Bundesminister des Innern kann alsdann die Aus- 
bildung verlängern. Die Verlängerung darf aber 
einschließlich der Verlängerung nach § 12 Abs. 3 
(Besuch der GS-Fachschule nach der Dienstzeit) ein 
Jahr nicht übersteigen. 

Absatz 4 bestimmt, daß das Recht auf fachliche Aus- 
bildung oder Weiterbildung entfällt, wenn das 
Dienstverhältnis des Beamten a. W. aus anderen 
Gründen als wegen Zeitablaufs oder Polizeidienst- 
unfähigkeit endet. 


Zu § 14 (Eingliederung in das Berufsleben) 

Absatz 1 bringt zum Ausdruck, daß dem ausschei- 
denden GS-Vollzugsbeamten a. W., der Ubergangs- 
gebührnisse nach § 18 erhält, bei der Eingliederung 
in den Zivilberuf geholfen werden soll. Die Hilfe 
besteht z. B. in der Vermittlung eines angemesse- 
nen Arbeitsplatzes, Berücksichtigung der Dienstzeit 
' im GS-Vollzugsdienst in sozialrechtlicher und tarif- 
rechtlicher Hinsicht und bei einer Dienstzeit von 
zwölf Jahren in der Erteilung eines Zulassungs- 
scheines für den öffentlichen Dienst. 

Absatz 2 hebt als Ziel der Eingliederungsmaßnah- 
men hervor, den GS-Vollzugsbeamten alsbald nach 
seinem Ausscheiden oder nach Beendigung der 
fachlichen Ausbildung oder Weiterbildung nach 
; § 13 in einem geeigneten und von ihm gewähl- 
ten Beruf unterzubringen. Da in bestimrnten Be- 
rufen die volle Leistungsfähigkeit des Berufs- 
tätigen erst nach längerer Tätigkeit im Betrieb er- 
langt werden kann und Mangel an praktischen Be- 
triebserfahrungen durch andere Ausbildung nicht zu 
ersetzen ist, ist vorgesehen, in diesen Fällen An- 
lernzuschüsse zu gewähren. Die Begründung eines 
Arbeitsverhältnisses wird hierdurch erleichtert, 

I weil der Arbeitgeber eher geneigt sein wird, einen 
ehemaligen GS-Vollzugsbeamten einzustellen, wenn 
mit Rücksicht auf die noch fehlenden betrieblichen 
Erfahrungen des Bewerbers ein angemessener Aus- 
gleich (Anlernzuschuß) gewährt wird. Wegen der 
finanziellen und sozialrechtlichen Auswirkungen 
; sollen die Richtlinien über die Höhe des anderen 
: Zuschusses durch den Bundesminister des Innern im 
I Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
I zen und dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung erlassen werden. 

Absatz 3 stellt klar, daß die Arbeitsvermittlung 
grundsätzlich der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
I lung und Arbeitslosenversicherung und ihren Orga- 
I nen obliegt (§ 35 AVAVG i. d. F. vom 3. April 1957 
: — BGBl. I S. 321). Nicht ausgeschlossen wird hier- 
' durch, daß der Bundesminister des Innern im In- 
i teresse der Ausscheidenden und auf Grund der ihm 
; obliegenden Fürsorgepflicht bei der Vermittlung 
und Anbahnung eines Arbeitsverhältnisses im Sinne 
des § 37 Abs. 4 AVAVG mitwirkt. 

Zu § 15 (Anrechnung von Zeiten der Fachausbil- 
dung) 

Absatz 1: Die Zeit, in der ein GS-Vollzugsbeamter 
innerhalb der Berufsförderung des BGS für einen 
bestimmten Zivilberuf ausgebildet worden ist, soll 
auf die Berulszugehörigkeit voll angerechnet wer- 
den, wenn der GS-Vollzugsbeamte im Anschluß an 
die Ausbildung in diesem Beruf tätig wird. Aus der 
Fassung der Vorschrift ergibt sich, daß es sich da- 
bei nur um die Zeit einer zusätzlichen fachlichen 
Ausbildung oder Weiterbildung in beruflichen Bil- 
dungseinrichtungen außerhalb der GS-FachschuIen 
nach § 13 handelt. Die Zeit der allgemein-beruf- 
lichen Ausbildung nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ist 
nicht anrechnungsfähig. Die anrechnungsfähigen Be- 
; riifsförderungszeiten können vor und nach dem 
I Ende der Dienstzeit im BGS liegen. Sie sollen auch 
I dann berücksichtigt werden, wenn der GS-Vollzugs- 
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beamte nicht in dem erlernten, sondern in einem ' 
vergleichbaren Beruf tätig wird. Gelingt es nicht, ' 
den GS-Vollzugsbeamten unmittelbar nach Ab- ' 
Schluß einer Berufsausbildung in eine freie Stelle 
des erlernten oder eines verwandten Berufs zu ver- 
mitteln und übt er vorübergehend eine berufs- ^ 
fremde Beschäftigung aus, so sollen ihm dadurch 
keine Nachteile entstehen. Absatz 1 Satz 2 bestimmt ' 
daher, daß eine vorübergehende berufsfremde Be- i 
schäftigung außer Betracht bleibt. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Zeit im Polizeivollzugs- ' 
dienst des Bundes bis zur Dauer des gesetzlich vor- 
geschriebenen Grundwehrdienstes voll angerechnet 
wird. Die volle Anrechnung der vergleichbaren Zeit 
des Grundwehrdienstes auf die Berufszugehörig- 
keit ist notwendig, da sie auch für Wehrpflichtige 
vorgesehen ist. Im Interesse einer Gleichstellung 
mit den Soldaten auf Zeit (§ 8 Abs. 2 SVG) wird 
die darüber hinausgehende Dienstzeit abzüglich 
der Zeit einer fachlichen Aus- oder Weiterbildung 
während der Dienstzeit im BGS zu einem Drittel ' 
angerechnet. 

Beispiel; Einem GS-Vollzugsbeamten, der acht 
Jahre gedient hat und dem eine Berufsförderung i 
von achtzehn Monaten zusteht, von denen sechs , 
Monate vor und zwölf Monate nach Beendigung 
der Dienstzeit liegen, sind anzurechnen 

1. die vergleichbare Zeit des 

Grundwehrdienstes voll = 12 Monate i 

2. die Zeit der Berufsförderung 

a) während der Dienstzeit voll ^ 6 Monate i 

b) nach der Dienstzeit voll 12 Monate | 

3. die über die Dauer des Grund- , 

Wehrdienstes hinausgehende 

Dienstzeit im BGS abzüglich der ; 

Zeit der Berufsförderung wäh- ' 

rend der Dienstzeit zu einem 
78 

Drittel -= 84 — 6 = =26 Monate I 

3 I 

zusammen 56 Monate. ; 

I 

Die Absätze 3 und 4 sind der in § 11 Abs. 1 in Ver- i 
bindung mit § 6 Abs. 2 des Arbeitsplatzschutz- ; 
gesetzes vom 30. März 1957 (BGBl. I S. 293) und in j 
§ 8 des Soldatenversorgungsgesetzes vom 26. Juli 
1957 (BGBl. I S. 785) enthaltenen Regelung nach- j 
gebildet, 

Absatz 5 schließt die Anrechnung von Dienstzeiten 
im BGS und Zeiten einer Ausbildung oder Weiter- 
bildung auf Probe- und Ausbildungszeiten sowie 
auf Wartezeiten aus, da es nicht sinnvoll ist, die 
Zeit, in der die Eignung des Bewerbers für eine 
neue Berufstätigkeit festgestellt wird, abzukürzen. 

Zu § 16 (Zulassungsschein) 

Absatz 1 bestimmt, daß Polizeivollzugsbeamte a. W. i 
der Grenzjäger- und Unterführerlaufbahn, die min- : 
destens zwölf Jahre gedient haben und nicht älter 
als 35 Jahre sind, die Möglichkeit haben, auf Grund j 
eines Zulassungsscheins in den Dienst des Bundes | 
und der bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts ein- 
zutreten. Der Zulassungsschein sichert eine Gleich- 


stellung der GS-Vollzugsbeamten a. W. mit den Sol- 
daten auf Zeit der Unteroffizier- und Mannschafts- 
laufbahn, die nach § 9 SVG ebenfalls einen Zulas- 
sungsschein erhalten. Da der Kreis der jährlich 
Ausscheidenden außerordentlich klein ist (ca. 150 
Beamte), ist ihre Unterbringung im Bundesdienst 
möglich, so daß auf eine Ausdehnung der Gültig- 
keit des Zulassungsscheins auf den öffentlichen 
Dienst bei Ländern und Gemeinden verzichtet wer- 
den kann. Nach Nr. 2 wird als Ausnahme von der 
Grundsatzregelung ein Zulassungsschein auch dann 
erteilt, wenn der Beamte wegen Polizeidienstun- 
fähigkeit infolge Beschädigung im Sinne des § 46 
Abs. 1 BBG entlassen wird und vor der Beschädi- 
gung das Dienstverhältnis auf zwölf Jahre verlän- 
gert worden ist. Voraussetzung für die Erteilung 
des Zulassungsscheines ist weiterhin, daß der An- 
tragsteller die Bedingungen für die Einstellung in 
den Vorbereitungsdienst einer Laufbahngruppe er- 
füllt und den Nachweis der Eignung für eine wei- 
tere Verwendung im öffentlichen Dienst erbracht 
hat. 

Absatz 2 stellt klar, daß mit der Erteilung des Zu- 
lassungsscheins kein Anspruch auf Einstellung er- 
worben wird. Es bleibt den Bundesbehörden über- 
lassen, die ihnen geeignet erscheinenden Bewerber 
auszuwählen. 

Zu § 17 (Stellenvorbehalt) 

Dem Geltungsbereich des Zulassungsscheins (§ 16) 
entsprechend wird festgelegt, daß sich auch der 
Stellenvorbehalt nur auf den Bundesdienst er- 
streckt. Die Länder und Gemeinden sind vom Stel- 
lenvorbehalt ausgenommen, um eine erneute Be- 
lastung mit einem weiteren Stellenvorbehalt von 
Seiten des Bundes zu vermeiden und weil die we- 
nigen Inhaber des Zulassungsscheins ohne nen- 
nenswerte Schwierigkeiten im Bundesdienst unter- 
gebracht werden können. Im Gegensatz zum SVG 
wird wegen der geringen Zahl der Zulassungsschein- 
inhaber auf eine prozentuale Festlegung des Stellen- 
vorbehalts verzichtet. Da die Mehrzahl der zwölf 
Jahre dienenden GS-Vollzugsbeamten a. W. Funk- 
tionslaufbahnen (technischen Diensten usw.) ange- 
hört und den Lebensberuf häufig in Berufen der 
freien Wirtschaft sucht, wird nach den bisherigen 
Erfahrungen von den jährlich nach zwölfjähriger 
Dienstzeit ausscheidenden etwa 150 GS-Vollzugs- 
beamten a. W. voraussichtlich nur ein Teil (etwa 
^3 = 100 Beamte) den Zulassungsschein nach § 16 
beantragen. Diese Zahl ist so klein, daß die Auf- 
schlüsselung des Stellenvorbehalts in Prozenten 
Schwierigkeiten bereiten würde. Es soll daher der 
Bundesregierung überlassen bleiben, jährlich zu be- 
stimmen, wie viele Stellen bei den einzelnen Bun- 
desbehörden Vorbehalten werden. 

Zu § 18 (Übergangsgebührnisse) 

Die Ubergangsgebührnisse sollen den Lebensunter- 
halt des aus dem Bundesgrenzschutz ausgeschiede- 
nen Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf während 
einer Übergangszeit sichern. Vorbild für die ge- 
troffene Regelung ist der für Soldaten auf Zeit gel- 
tende § 11 des Soldatenversorgungsgesetzes. 
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Absatz 1 regelt im einzelnen die Voraussetzungen 
des Anspruchs auf Übergangsgebührnisse. 

Nach Absatz 2 richtet sich die Höhe und die Bezugs- 
dauer der Übergangsgebührnisse nach den Dienst- 
bezügen des letzten Monats und der Länge der 
Dienstzeit. Durch den Hinweis auf § 156 Abs. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes wird klargestellt, daß bei 
den der Bemessung der Übergangsgebührnisse zu- 
grunde zu legenden Dienstbezügen der Ortszuschlag 
als veränderlicher Bestandteil mit dem Satz für die 
Ortsklasse A anzusetzen ist und daß die während 
der Bezugszeit der Übergangsgebührnisse eintre- 
tenden Änderungen in den Familienverhältnissen 
— wie beim Ruhegehalt — auf die Höhe des Orts- 
zuschlages von Einfluß sein können. Kinderzu- 
schläge müssen bei der Bemessung der übergangs- 
gebührnisse außer Betracht bleiben, da sie neben 
diesen Bezügen gezahlt werden; vgl. hierzu die Be- 
gründung zu Absatz 7. 

Absatz 3 bezweckt, die Beamten während der Zeit 
der Teilnahme an der fachlichen Ausbildung oder 
Weiterbildung nach Beendigung der Dienstzeit (vgl. | 
§ 13 Abs. 2) von der Sorge um den Lebensunter- ‘ 
halt zu befreien. Während dieser Zeit sollen die 
Übergangsgebührnisse immer mit dem Höchstsatz 
von 75 V. H. der letzten Dienstbezüge gewährt wer- 
den. 

Absatz 4 beruht auf der Überlegung, daß in den 
Fällen, in denen die Kannvorschrift des § 12 Abs. 3 
oder des § 13 Abs. 3 angewendet wird, auch die 
Möglichkeit gegeben sein soll, die Übergangs- 
gebührnisse auf den Satz in Absatz 3 (75 v. H.) zu 
erhöhen oder die Bezugsdauer der in dieser Höhe 
gewährten Übergangsgebührnisse zu verlängern. 

Absatz 5: Vorbild für diese Kannvorschrift ist 
neben § 11 Abs. 5 des Soldatenversorgungsgeset- 
zes auch § 10 Abs. 5 vorl. BPolBG. Aus der bis- 
herigen Praxis hat sich die Notwendigkeit ergeben, 
auch in Zukunft eine Kannvorschrift vorzusehen, 
die es ermöglicht, in gewissen Härtefällen dadurch 
zu helfen, daß die Übergangsgebührnisse ganz oder 
teilweise bewilligt werden. 

Absatz 6: Die Übergangsgebührnisse werden grund- 
sätzlich wie die Dienstbezüge gezahlt. Ausnahms- 
weise kann die Zahlung auch in größeren Teil- 
beträgen oder in einer Summe zugelassen werden 
(Satz 3); gedacht ist hierbei an den Fall, daß zur 
Begründung oder Sicherung einer beruflichen Tä- 
tigkeit ein größerer Betrag benötigt wird, Satz 2 
stellt klar, daß nur die Hinterbliebenen eines frü- 
heren Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf, der im 
Zeitpunkt seines Todes Übergangsgebührnisse be- 
zogen hat, solche Bezüge und diese nur insoweit 
erhalten können, als sie an den früheren Beamten 
selbst noch zu zahlen gewesen wären (vgl. dagegen 
§ 19 Abs. 6). Wenn die Bezugsdauer der Übergangs- 
gebührnisse innerhalb der für das Sterbegeld be- 
stimmten Frist ablaufen würde, sollen jedoch den 
Hinterbliebenen die Übergangsgebührnisse bis zum 
Ablauf dieser Frist weitergewährt werden. 

Absatz 1 bestimmt, daß für die Anwendung des 
Abschnittes V Unterabschnitt 8 BBG die Übergangs- 
gebührnisse als Ruhegehalt und die Empfänger der 


Übergangsgebührnisse als Ruhestandsbeamte gel- 
ten. Daraus ergibt sich u. a., daß auch neben den 
Übergangsgebührnissen Kinderzuschläge zu zahlen 
sind (§ 156 Abs. 2 BBG). Für die Anwendung der 
Ruhensvorschriften der §§ 158, 160 BBG bedurfte 
es der Bestimmung anderer Höchstgrenzen, An die 
Stelle der Höchstgrenzen in § 158 Abs. 2 und § 160 
Abs. 2 BBG treten als einheitliche Höchstgrenze die 
Dienstbezüge, aus denen die Übergangsgebührnisse 
berechnet sind. Praktisch bedeutet dies nur eine Ab- 
weichung gegenüber § 160 Abs. 2 Nr. 1 BBG, nach 
dem die Höchstgrenze durch das Ruhegehalt be- 
stimmt wird, das sich aus der Gesamtdienstzeit er- 
gibt (höchstens also 75 v. H. der Dienstbezüge). 

Absatz 8 stellt klar, daß aus dem Bundesgrenz- 
schutz entlassene Polizeivollzugsbeamte auf Wider- 
ruf wegen der andersartigen Regelung des § 18 
Übergangsgeld nach § 154 BBG nicht erhalten kön- 
nen. 


Zu § 19 (Übergangsbeihilfe) 

Die Vorschrift über die Gewährung von Übergangs- 
beihilfe entspricht der in § 12 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes für Soldaten auf Zeit getroffenen Re- 
gelung. Die übergangsbeihilfe soll dem Polizeivoll- 
zugsbeamten auf Widerruf im Bundesgrenzschutz 
den Übergang in einen anderen Beruf erleichtern, 
wozu die Übergangsgebührnisse, die für den Le- 
bensunterhalt verbraucht werden, nicht ausreichen. 

Absatz 1 macht die Gewährung der Übergangsbei- 
hilfe grundsätzlich davon abhängig, daß ein gesetz- 
licher Anspruch auf Ubergangsgebührnisse besteht 
oder Übergangsgebührnisse als Kannleistung be- 
willigt worden sind, und daß eine Dienstzeit von 
mindestens zwei Jahren zurückgelegt worden ist. 
Unerheblich ist es, ob und ggf. aus welchem An- 
laß die Übergangsgebührnisse ruhen, Das Erforder- 
nis einer Dienstzeit von mindestens zwei Jahren ist 
nur von Bedeutung für den Fall, daß der Beamte 
wegen Polizeidienstunfähigkeit, die nicht die Folge 
einer Dienstbeschädigung war, entlassen worden ist. 
Da die Übergangsbeihilfe in vielen Fällen als Be- 
triebskapital für einen künftigen selbständigen Be- 
ruf in Betracht kommt, wird sie bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses in einer Summe gezahlt. 

Absatz 2 regelt die Höhe der Übergangsbeihilfe 
nach der Länge der Dienstzeit und den Dienstbezü- 
gen des letzten Monats. Er sieht die gleiche Staffe- 
lung wie in § 12 Abs. 2 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes vor. 

Absatz 3 gewährt Inhabern des Zulassungsscheines 
nur 20 v. H. der Sätze nach Absatz 2, weil der Über- 
tritt aus dem Polizeivollzugsdienst des Bundes- 
grenzschutzes in den sonstigen öffentlichen Dienst 
als Beamter oder Angestellter nicht mit den glei- 
chen wirtschaftlichen Schwierigkeiten verbunden ist 
wie der Berufswechsel in die freie Wirtschaft. 

Absatz 4 gibt Inhabern des Zulassungscheines das 
Recht, innerhalb der Zeit, während der ihnen Über- 
gangsgebührnisse zustehen, gegen Rückgabe des 
Scheines die volle Übergangsbeihilfe zu wählen. 
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Absatz 5 gewährt in den Fällen, in denen die Über- 
gangsgebührnisse als Kannleistung nicht in voller 
Höhe bewilligt worden sind, die Übergangsbeihilfe 
ebenfalls nur zu einem entsprechenden Teil. 

Absatz 6 gibt einen Anspruch auf Übergangsbei- 
hilfe auch den in § 18 Abs. 6 Satz 2 genannten 
Hinterbliebenen eines im aktiven Dienst verstor- 
benen Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf, der 
eine Dienstzeit von mindestens zwei Jahren — bei 
Tod infolge Dienstbeschädigung von mindestens 
einem Jahr — zurückgelegt hat; diese Hinterblie- 
benen erhalten keine Übergangsgebührnisse. 

Zu § 20 (Versorgung bei Dienstbeschädigung) 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen inhaltlich dem § 12 
vorl. BPolBG. Eine Ausnahme. bildet Absatz 2 Satz 2 
zweiter Halbsatz, der insoweit § 13 Abs. 2 Satz 1 
vorl. BPolBG entspricht (vgl. auch Begründung zu 
§ 30 Abs, 2). 

Absatz 1 gewährt dem Polizeivollzugsbeamten auf 
Widerruf, der wegen Polizeidienstunfähigkeit in- 
folge Dienstbeschädigung entlassen worden ist, für 
die Dauer einer durch die Dienstbeschädigung ver- 
ursachten Erwerbsbeschränkung um wenigstens 
20 V. H. einen Unterhaltsbeitrag. Dieser wird bei 
völliger Erwerbsunfähigkeit in voller Höhe des 
Ruhegehaltes gewährt, das bei einer Versetzung in 
den Ruhestand zustehen würde, also in der Regel 
(bei einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit von nicht 
mehr als zehn Jahren) 35 v. H. der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge, mindestens jedoch 60 v. H. 
der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
dritten Dienstaltersstufe der Besoldungsgruppe A 1 
(§ 118 Abs. 1 Satz 3 BBG). Ist die Erwerbsfähigkeit 
zum Teil (wenigstens um 20 v. H.) gemindert, so 
wird ein der Minderung entsprechender Teil des bei 
völliger Erwerbsunfähigkeit zustehenden Unter- 
haltsbeitrages gewährt. Durch den Hinweis auf § 142 
Abs. 6 BBG wird u. a. klargestellt, daß die Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit nach der körperlichen 
Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben zu 
beurteilen ist. 

Absatz 2 gibt den Hinterbliebenen eines dienst- 
beschädigten Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf 
oder eines wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge 
Dienstbeschädigung entlassenen Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf einen Anspruch auf einen 
Unterhaltsbeitrag in Höhe des sich nach den §§ 123 
bis 129 BBG ergebenden Witwen- und Waisengel- 
des, wenn der Tod des Beamten die Folge der 
Dienstbeschädigung ist. Bemessungsgrundlage ist 
der Unterhaltsbeitrag nach Absatz 1, also der Unter- 
haltsbeitrag in voller Höhe des Ruhegehalts, das 
dem Beamten bei Versetzung in den Ruhestand zu- 
gestanden hätte. Für die Hinterbliebenen eines 
wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge Dienst- 
beschädigung entlassenen Poßzeivollzugsbeamten 
auf Widerruf, der nicht an den Folgen der Beschä- 
digung verstorben ist, räumt Satz 2 zweiter Halb- 
satz eine Kannbewilligung ein. Die Bewilligung eines 
Unterhaltsbeitrages ist jedoch nur möglich, wenn 
der frühere Polizeivollzugsbeamte im Zeitpunkt 
seines Todes einen Unterhaltsbeitrag nach § 20 be- 


[ zogen hat; dieser Unterhaltsbeitrag ist der Berech- 
I nung des Unterhaltsbeitrages für die Hinterbliebe- 
j nen zugrunde zu legen. 

1 Absatz 3 regelt das Zusammentreffen des Unter- 
' haltsbeitrages mit Übergangsgebührnissen nach 
' § 18. Es erschien nicht angängig, den Unterhaltsbei- 
trag voll neben Ubergangsgebührnissen zu zahlen. 
Die Konkurrenz beider Ansprüche wird im Hinblick 
: auf § 18 Abs. 7 Satz 2 in Verbindung mit § 160 BBG 
i dahin geregelt, daß für die Dauer des Bezuges von 
Übergangsgebührnissen der Unterhaltsbeitrag nur 
in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen den 
Ubergangsgebührnissen und der Höchstgrenze nach 
§ 18 Abs. 7 Satz 2 (Dienstbezüge des letzten Monats) 
gezahlt wird. 

I Absatz 4 erklärt § 166 BBG für entsprechend an- 
I wendbar. Die Bedeutung der Vorschrift liegt in der 
Erstreckung der nur das Ruhegehalt, das Witwen- 
' und Waisengeld oder die Empfänger dieser Bezüge 
I ansprechenden Vorschriften des Abschnittes V 
' Unterabschnitt 8 BBG auf den Unterhaltsbeitrag 
I nach § 20 des Entwurfs. In diesem Sinne ist bisher 
i schon bei den Empfängern eines Unterhaltsbeitrages 
nach den §§ 12 bis 14 vorl. BPolBG in entsprechen- 
! der Auslegung des § 166 BBG verfahren worden. 

I Die Regelung schafft nunmehr eine klare Rechts- 
I grundlage, um u. a. die Ruhensvorschriften des § 158 
I oder des § 160 BBG anzuwenden, wenn der Empfän- 
I ger eines Unterhaltsbeitrages nach § 20 des Ent- 
I Wurfs aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst 
I ein Einkommen oder neue Versorgungsbezüge 
j erhält. 


Zu § 21 (Versorgung bei Dienstunfall) 

Die Absätze 1 bis 3 entsprechen im wesentlichen 
dem § 14 vorl. BPolBG. 

Nach den Absätzen 1 und 2 gilt für einen durch 
Dienstunfall verletzten früheren Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf § 142 BBG. Absatz 1 hebt den 
wegen Polizeidienstunfähigkeit infolge eines Dienst- 
■ Unfalles entlassenen Polizeivollzugsbeamten auf 
Widerruf besonders hervor, indem er für diesen 
I bestimmt, daß sich (abweichend von § 142 Abs. 5 
I EB-G) die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge minde- 
stens nach der Endstufe der BesGr. A 1 bemessen. 
§ 142 BBG gewährt für die Dauer einer durch den 
Dienstunfall verursachten Erwerbsbeschränkung um 
wenigstens 20 v. H. einen Unterhaltsbeitrag, der 
sich nach den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen und 
I dem Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit bc- 
mißt. Bei völliger Erwerbsunfähigkeit werden 
66“/V, V. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge als 
, Unterhaltsbeitrag gewährt (voller Unterhaltsbei- 
trag). Ist die Erwerbsfähigkeit zum Teil (wenigstens 
um 20 V. H.) gemindert, so wird ein der Minderung 
, entsprechender Teil des vollen Unterhaltsbeitrages 
gewährt; in diesem Falle kann jedoch der Unter- 
haltsbeitrag bis auf den vollen Unterhaltsbeitrag 
! erhöht werden, wenn und solange der frühere 
j Beamte aus Anlaß des Unfalles unverschuldet 
I arbeitslos ist. Bei Hilflosigkeit ist auf Antrag zur 
, Abgeltung der entstandenen Aufwendungen für 
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eine angenommene notwendige Pflegekraft ein Zu- 
schlag zum Unterhaltsbeitrag bis zum Erreichen der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu gewähren. 

Absatz 3 regelt die Versorgung der Hinterbliebe- 
nen nach § 146 Abs. 1 und 2 BBG und schließt, indem 
er neben den Hinterbliebenen eines früheren Polizei- 
Yollzugsbeamten auf Widerruf ausdrücklich auch die 
Hinterbliebenen eines während des Dienstverhält- 
nisses verstorbenen Polizeivollzugsbeamten auf 
Widerruf anspricht, eine in § 14 vorl. BPolBG inso- 
weit vorhandene Lücke. Trotz dieser Gesetzeslücke 
wurde bisher schon entsprechend verfahren. Die 
Hinterbliebenen haben einen Anspruch auf einen 
Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwen- und 
Waisengeldes nach den allgemeinen beamtenrecht- 
lichen Vorschriften unter Zugrundelegung des 
Unterhaltsbeitrages nach § 142 Abs. 2 Nr. 1 BBG 
(voller Unterhaltsbeitrag), wenn der Verletzte an 
den Folgen des Dienstunfalles verstorben ist (§ 146 
Abs. 1 BBG), sonst kann ein Unterhaltsbeitrag bis 
zur Höhe des Witwen- und Waisengeldes nach den 
allgemeinen beamten rechtlichen Vorschriften unter 
Zugrundelegung des Unterhaltsbeitrages, den der 
Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes bezogen hat, 
bewilligt werden (§ 146 Abs. 2 BBG). 

Absatz 4 ist gegenüber dem jetzt geltenden Recht 
(§ 14 vorl. BPolBG) neu. Er gewährt in den Fällen 
des Absatzes 3 Satz 2 auch den Verwandten der 
aufsteigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit des 
13ienstunfalles ganz oder teilweise durch den Ver- 
storbenen bestritten wurde, für die Dauer der Be- 
dürftigkeit einen Unterhaltsbeitrag. 

Zu Absatz 5 vergleiche die Begründung zu § 20 
Abs. 3 und 4. 

Zu § 22 (Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit) 

Die Vorschrift entspricht dem § 15 vorl. BPolBG. Sie 
ist gegenüber dem bisherigen Recht insofern einge- 
schränkt, als der Beamte frühestens in einem Amt 
der Besoldungsgruppe A 6 (Hauptwachtmeister im 
BGS) zum Beamten auf Lebenszeit ernannt werden 
kann. Diese Regelung entspricht der bisherigen 
Praxis, die sich bewährt hat. Auch in den Polizeien 
der Länder werden die Polizeivollzugsbeamten frü- 
hestens mit der Beförderung zum Hauptwachtmeister 
in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen. 
Im BGS kann z. Z. etwa die Hälfte der Hauptwacht- 
meisterstellen mit Beamten auf Lebenszeit besetzt 
werden; eine wesentliche Vermehrung dieser Stel- 
len ist nicht beabsichtigt, weil dadurch die Einsatz- 
fähigkeit der Polizeitruppe beeinträchtigt würde. 

Zu § 23 (Versetzung bei Polizeidienstunfähigkeit) 

Die Vorschrift entspricht dem § 101 Abs. 2 des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes. Da die Laufbahn der 
Polizeivollzugsbeamten sich wesentlich von anderen 
Laufbahnen unterscheidet, muß die Versetzung von 
dem Nachweis der Befähigung abhängig gemacht 
werden, was auch dem Grundgedanken des § 101 
Abs. 2 BRRG entspricht (s. Hinweis auf § 18 BRRG). 
Dem Beamten wird Gelegenheit zu geben sein, die 
Befähigung nachzuweisen. 


I Zu § 24 (Besondere Altersgrenzen) 

! Gemäß § 16 Abs. 3 Satz 1 vorl. BPolBG konnte der 
Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen frühere oder spä- 
I tere Altersgrenzen festsetzen. Das ist geschehen 
; durch Verordnung vom 22. Oktober 1955 (BGBl. I 
i S. 689), (für Leutnante und Oberleutnante im BGS 
53 Jahre, für Hauptleute im BGS 54 Jahre, für Ma- 
^ jore und Oberstleutnante im BGS 56 Jahre). Durch 
Verordnung vom 9. April 1956 (BGBl. I S. 241) ist 
für Grenzschutzsanitätsoffiziere die Altersgrenze auf 
das 65. Lebensjahr festgesetzt worden. 

Der Entwurf regelt die Altersgrenze für Grenz- 
schutzoffiziere im Hinblick auf § 25 BRRG unmittel- 
bar im Gesetz. Nach den bisherigen Erfahrungen 
entspricht die Vorschrift des § 24 (für Leutnante, 
Oberleutnante und Hauptleute im BGS 54 Jahre, 
für Majore im BGS 56 Jahre, für Oberstleutnante 
im BGS 58 Jahre) dem tatsächlichen Bedürfnis. 

Der Dienst im Bundesgrenzschutz stellt an die Fähig- 
I keit der GS-Offiziere zum richtigen Verhalten und 
Handeln, an ihre geistige und körperliche Frische 
sowie an die Entschlußkraft höhere Anforderungen 
als das bei den übrigen Polizeivollzugsbeamten auf 
: Lebenszeit, für die das vollendete 60. Lebensjahr 
' die Altersgrenze bildet, der Fall ist. Da diese Fähig- 
keiten erfahrungsgemäß schon vor Erreichen des 
‘ 60. Lebensjahres nachlassen, muß die Altersgrenze 
I für diese Polizeivollzugsbeamten früher festgesetzt 
I werden als für die übrigen, und zwar auf einen Zeit- 
punkt, bis zu dem die aktive Verwendung ohne Be- 
einträchtigung dienstlicher Interessen noch vertret- 
bar ist. Bei der Festsetzung früherer Altersgrenzen 
ist auch zu berücksichtigen, daß ein zu großer Le- 
I bensaltersabstand der Zug- und Hundertschaftsfüh- 
rer (Leutnante, Oberleutnante und Hauptleute) von 
: den Angehörigen ihrer Einheit vermieden werden 
i muß und daß von den Polizeivollzugsbeamten der 
I niedrigeren Ämter ein höheres Maß von körper- 
] lieber Leistungsfähigkeit gefordert wird als von de- 
j nen höherer Ämter, bei denen die körperliche 
I Dienstbetätigung zurücktritt. 

Die Altersgrenzen der in § 24 genannten Polizei- 
vollzugsbeamten müssen daher nicht nur niedriger 
I als die der übrigen Polizeivollzugsbeamten, sondern 
auch nach Ämtern verschieden sein. Der Entwurf 
I trägt diesen Erwägungen Rechnung. Ähnliche Rege- 
; lungen galten bereits früher in Reich und Ländern. 

Es war z. B. im Deutschen Polizeibeamtengesetz für 
; Polizeileutnante, Polizeioberleutnante und Polizei- 
j hauptleute das 51., für Polizeimajore das 53. und 
i für höhere Ämter das 56. Lebensjahr als Älters- 
I grenze bestimmt. Für Grenzschutzsanitätsoffiziere 
I ist entsprechend der für die Beamten allgemein gel- 
tenden Regelung das vollendete 65. Lebensjahr als 
Altersgrenze vorgesehen. 

Zu § 25 (Ruhegehalt) 

Absatz 1 stellt klar, daß bei Anwendung der dort 
genannten Vorschriften nicht der Zeitpunkt des Er- 
reichens der Altersgrenze (§ 5 Abs. 1, § 24), sondern 
der Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand wegen 
Erreichens der Altersgrenze (§ 5 Abs. 2) maß- 
gebend ist. 
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Absatz 2 stimmt inhaltlich mit § 18 vorl. BPolBG 
überein. Er sieht für die vor Vollendung des 
56. Lebensjahres in den Ruhestand tretenden 
Polizeivollzugsbeamten als Ausgleich eine gegen- 
über § 118 Abs. 1 BBG verbesserte Ruhegehalts- 
skala vor. Die Verbesserung liegt darin, daß das 
Ruhegehalt nach einer ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit von 25 Jahren bis zu einer solchen von 27 Jah- 
ren um 2 V. H. (statt um 1 v. H.) der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge steigt. 


Zu § 26 (Umzugskostenbeihilfe) 

Die Vorschrift erweitert die Regelungen des § 11 
vorl. BPolBG. Sie entspricht inhaltlich dem § 62 
SVG. 


Zu § 27 (Flugunfallentschädigung) 

Die Regelung des § 27 ist dem § 63 SVG nach- 
gebildet. Sie berücksichtigt die besonderen Gefah- 
ren für Leib und Leben, denen ein Polizeivollzugs- 
beamter im BGS ausgesetzt ist, der dem besonders 
gefährdeten fliegenden Personal angehört. Unfälle, 
die diese besonders gefährdeten Beamten erleiden, 
sind erfahrungsgemäß meist schwerer Natur. Auf 
die Ubergangsvorschrift des § 30 Abs. 5 sei des Zu- 
sammenhangs wegen hingewiesen. Beide Vorschrif- | 
ten treten rückwirkend am 1. Januar 1956 in Kraft l 
(Begründung siehe zu § 34). | 

j 

Absatz 1 regelt die Gewährung der einmaligen 
Flugunfallentschädigung an die Polizeivollzugs- 
beamten auf Lebenszeit und auf Widerruf im 
Bundesgrenzschutz. Die Flugunfallentschädigung 
beträgt 40 000 DM. Ihre Gewährung setzt voraus, 
daß der zum besonders gefährdeten fliegenden 
Personal gehörende Beamte infolge eines beim 
Flugdienst erlittenen Unfalles in seiner Erwerbs- 
fähigkeit um mehr als 90 v. H. beeinträchtigt wor- 
den ist. Die einmalige Flugunfallentschädigung 
wird neben einer Versorgung gewährt. 

Absatz 2 gewährt im Todesfälle den Flinterbliebe- 
nen eine einmalige Entschädigung in Höhe von | 
20 000 DM. Er bestimmt den berechtigten Personen- | 
kreis und macht die Gewährung der einmaligen 
Entschädigung von dem Bestehen eines Anspruchs j 
auf beamtenrechtliche Versorgung abhängig. Bei i 
Vorhandensein mehrerer anspruchsberechtigter Per- 
sonen wird die Entschädigung im Verhältnis ihrer 
Versorgungsbezüge aufgeteilt. 

Absatz 3 zählt in Anlehnung an § 149 Abs. 1 BBG i 
die Tatbestände auf, die eine Entschädigung aus- 
schließen (bei vorsätzlicher Herbeiführung des Un- . 
falls) oder mindern (bei grober Fahrlässigkeit) , 
können. i 

Absatz 4 schreibt die entsprechende Anwendung j 
der §§ 1, 2, 3 und 6 der Verordnung über die ein- i 
malige Flugunfailentschädigung gemäß § 63 des 
Soldatenversorgungsgesetzes vom 18. September 
1957 (BGBl. I S. 1384) vor. Danach bestimmen sich 
der besonders gefährdete Personenkreis und der j 
Begriff „Flugdienst'' im Sinne des Absatzes 1, j 


Zu § 28 (Erstattung der Kosten für eine Fachaus- 
bildung) 

Die polizeiliche Ausbildung der Polizeivollzugs- 
beamten im Bundesgrenzschutz ist zum Teil mit 
einer Fachausbildung verbunden, die auch im freien 
Erwerbsleben als Befähigung zur Berufsausbildung 
anerkannt wird. Die Schwierigkeiten zur Gewin- 
nung eines ausreichenden Nachwuchses, insbeson- 
dere für die technischen Sonderdienste, zwingen 
dazu, Polizeivollzugsbeamte auf handwerklichen 
und technischen Schulen ausbilden zu lassen (Fahr- 
lehrer, Schirrmeister, Fernmeldemechaniker, waf- 
fentechnisches Personal, Werkstattleiter, Personal 
der technischen Abteilungen), Die nicht unerheb- 
lichen Kosten für diese Ausbildung werden unter 
der Voraussetzung aufgewendet, daß der Beamte 
seine Dienstzeit beim Bundesgrenzschutz voll ab- 
leistet. Die Erfahrung hat aber gezeigt, daß ein 
Teil der technischen Spezialkräfte nach Erlangung 
der besonderen beruflichen Befähigung ausscheidet, 
um gut bezahlte Stellungen in der Wirtschaft zu 
übernehmen. Bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem 
Dienst gemäß § 30 BBG ist es gerechtfertigt, von 
dem Beamten die Erstattung der durch die Fach- 
ausbildung verursachten zusätzlichen Kosten zu 
verlangen. Nur wenn das Verbleiben im Beamten- 
verhältnis wegen außergewöhnlicher Gründe eine 
besondere Härte bedeuten würde, kann auf Ersatz 
der Ausbildungskosten verzichtet werden. Damit 
wird dem Grundsatz des § 30 BBG Rechnung ge- 
tragen. 

Zu § 29 (Strafvorschrift) 

Erstmalig enthält ein Entwurf zu einem Beamten- 
gesetz eine Strafvorschrift, Sie ergänzt § 10 Abs. 4, 
wonach die Entlassung auf eigenen Antrag bis zum 
Ablauf von sechs Monaten hinausgeschoben wer- 
den kann, wenn überwiegende Gründe des öffent- 
lichen Interesses es erfordern. Das Fernbleiben vom 
Dienst ist beamtenrechtlich ein Dienstvergehen 
(§ 77 BBG), das nach der Bundesdisziplinarordnung 
zu ahnden wäre. Für eine Polizeitruppe, die ins- 
besondere dazu geschaffen ist, etwaige Störungen 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit in Not- 
zeiten durch Einsatz von Polizeiverbänden zu be- 
kämpfen, genügen diese Vorschriften nicht. Das 
Disziplinarrecht hat im Endergebnis die Entfernung 
der Beamten, die sich charakterlich nicht bewährt 
haben, zum Ziel. Hier geht es aber nicht darum, 
ungeeignete Beamte zu entfernen, sondern die Be- 
amten anzuhalten, daß sie in einer für den Bestand 
des Volkes und des Staates gefährlichen Lage ihre 
Pflichten unter allen Umständen erfüllen. Eine im 
Einsatz befindliche Polizeitruppe, die schlagkräftig 
bleiben soll, muß mit der Einsatzwilligkeit jedes 
einzelnen Beamten rechnen können. Es kann nicht 
geduldet werden, daß einzelne Beamte sich aus 
dieser Einsatzbereitschaft ausschließen und den Zu- 
sammenhalt der Polizeitruppe nud damit den Erfolg 
des Einsatzes gefährden. Um dieser Gefahr zu be- 
gegnen, reicht das Disziplinarstrafrecht nicht aus. 
Wer als Polizeivollzugsbeamter in Notzeiten, in 
denen es zur Aufrechterhaltung oder Wiederher- 
stellung der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit 
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auf die gewissenhafte Pflichterfüllung besonders 
ankommt, vorsätzlich mehrere Tage von seiner 
Dienststelle abwesend ist, gefährdet durch seine 
Amtspflichtverletzung den Staat und seine Ordnung 
und ist daher mindestens ebenso strafwürdig wie 
der Soldat, der sich im Frieden von seiner Truppe 
oder Dienststelle entfernt (vgl. § 15 Abs. 1 Wehr- 
strafgesetz). Schon der Entwurf eines Allgemeinen 
Deutschen Strafgesetzbuchs von 1927 sah in seinem 
§ 139 eine ähnliche Vorschrift vor, die folgenden 
Wortlaut hatte: 

.§ 139 

Verletzung der Amtspflicht im Polizeidienst 

(1) Ein Polizeibeamter, der bei gemeiner Ge- 
fahr oder bei inneren Unruhen sich seiner Dienst- 
pflicht entzieht oder Vorschriften oder Anord- 
nungen in Dienstsachen nicht befolgt, wird mit 
Gefängnis bestraft. 

(2) Die Tat ist nur strafbar, wenn die Befolgung 
der Vorschriften oder Anordnungen für die Be- 
kämpfung der Gefahr oder der Unruhen von 
Bedeutung war." 

Im einzelnen ist die Vorschrift des § 29 des Ent- 
wurfs dem § 15 Abs. 1 des Wehrstrafgesetzes nach- 
gebildet. Sie setzt voraus, daß der Täter seine 
Dienststelle vorsätzlich verläßt oder ihr fernbleibt. 
Seine Dienststelle verläßt, wer sich der Einwirkung 
seines Vorgesetzten räumlich entzieht. Unter Fern- 
bleiben ist zu verstehen, daß der Täter seinen 
Urlaub oder die Dauer einer anderen zulässigen 
Abwesenheit überschreitet oder sich nach Berufung 
in das Beamtenverhältnis bei seiner Dienststelle 
nicht zu dem Zeitpunkt einfindet, der für seinen 
Dienstantritt vorgesehen ist. Der Täter muß seine 
Dienststelle „eigenmächtig" verlassen oder ihr 
fernbleiben. Er muß auch insoweit vorsätzlich han- 
deln, also wissen, als sicher voraussehen oder sich 
mit der Möglichkeit abfinden, daß seine Abwesen- 
heit nicht gestattet worden ist. 

Zum Tatbestand gehört ferner, daß der Täter vor- 
sätzlich länger als drei volle Kalendertage von 
seiner Dienststelle abwesend ist. Fahrlässige Ab- 
wesenheit soll im Gegensatz zu § 15 Abs. 1 des 
Wehrstrafgesetzes nicht genügen. 

Der Entwurf knüpft die Straffolgen nicht wie § 139 
des Entwurfs eines Deutschen Strafgesetzbuchs von 
1927 an einen bestimmten Zustand wie das Vor- 
liegen einer Gemeingefahr oder innerer Unruhen. 
Er will aus rechtsstaatlichen Gründen sicherstellen, 
daß über Beginn und Ende der Strafbarkeit kein 
Zweifel bestehen kann. Nur für die Zeit einer von 
der Bundesregierung angeforderten Notbereitschaft 
des Bundesgrenzschutzes soll die Abwesenheit 
strafbar sein. Der Täter muß auch insoweit vor- 
sätzlich handeln. Er muß also wissen, als sicher 
voraussehen oder sich mit der Möglichkeit ab- 
finden, daß während seiner Abwesenheit eine 
solche Anordnung besteht. Die Notbereitschaft ist 
nicht gleichbedeutend mit einem allgemeinen Not- 
stand. Ihre Voraussetzungen können gesetzlich 
nicht erschöpfend aufgezählt werden. Sie kann bei 
Unsicherheit im Grenzgebiet, unter den Voraus- 


setzungen des Artikels 91 Abs. 2 GG, bei aus- 
gedehnten Katastrophen und in ähnlichen Fällen 
von der Bundesregierung angeordnet werden. Da- 
mit ist die Gewähr gegeben, daß die Strafvorschrift 
nur in dem unbedingt notwendigen Umfange an- 
gewendet wird. 

Die Strafbedrohung entspricht der des § 15 Abs. 1 
des Wehrstrafgesetzes. 

Bei der Beratung des Wehrstrafgesetzes ist eine 
Ergänzung der damals beschlossenen Bestimmungen 
durch Vorschriften für den Verteidigungsfall vor- 
gesehen worden. Im Zusammenhang mit diesen und 
anderen Gesetzgebungsarbeiten wird geprüft wer- 
den, ob und unter welchen Voraussetzungen wei- 
tere Dienstpflichtverletzungen der Polizeivollzugs- 
beamten des Bundes und ggf. auch anderer Polizei- 
beamten mit Strafe bedroht und die Strafe für 
eigenmächtige Abwesenheit verschärft werden muß. 
Da der Bundesgrenzschutz als Polizeitruppe bereits 
besteht und jederzeit in eine Lage der angedeute- 
ten Art kommen kann, ist es nicht vertretbar, die 
Beendigung der Vorarbeiten für andere Gesetze 
abzuwarten. 


ABSCHNITT III 

Zu § 30 (Überleitungsvorschriften) 

Absatz 1: Da die Vorschriften des Entwurfs über 
die Dienstzeit und die Berufsförderung vom bis- 
herigen Recht wesentlich abweichen, sind für die 
Beamten, die sich bei Inkrafttreten des Gesetzes 
bereits in einer Berufsförderung befinden, Über- 
leitungsvorschriften notwendig. Diese Beamten 
sollen ihre Dienstzeit nach den bisherigen Vor- 
schriften (§ 7 vorl. BPolBG — 7 Jahre) beenden und 
die bereits begonnene Ausbildung für den späteren 
Lebensberuf nach den bisherigen Vorschriften (§ 9 
vorl. BPolBG) fortsetzen. Da diese Beamten bereits 
vor ihrem Berufsziel stehen, wäre ein Wahlrecht 
nach Nr. 2 wenig sinnvoll; es würde ihre eigene 
Berufsplanung nur stören. Übergangsgebührnisse 
und Übergangsbeihilfe erhalten sie aber nach 
neuem Recht. Nach bisherigem Recht erhalten die 
Beamten übergangsbeihilfen auf Grund der Richt- 
linien zu § 10 Abs. 5 vorl. BPolBG auch dann, wenn 
sie auf eigenen Antrag ausscheiden, um in den 
neuen Beruf einzutreten. Auf dieser Grundlage sind 
mit zahlreichen Dienstherren verbindliche Ab- 
machungen getroffen worden. Um den ungestörten 
Ablauf dieser Berufsförderungsmaßnahmen sicher- 
zustellen, ist es notwendig zu bestimmen, daß diese 
Beamten Übergangsgebührnisse und Übergangs- 
beihilfe nach neuem Recht auch dann erhalten, 
wenn sie auf eigenen Antrag ausscheiden. 

Die übrigen bei Inkrafttreten des Gesetzes vor- 
handenen Beamten — ■ d. h., die sich noch nicht in 
einer Berufsförderung befinden — können inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes wählen, ob sie ihre Dienstzeit nach sieben 
oder nach acht Jahren beenden wollen. Da über 
die Dauer der Dienstzeit und Anrechnung etwaiger 
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Vordienstzeiten schon beim Eintritt in den Bundes- 
grenzschutz entschieden worden ist, ist es notwen- 
dig, dem Beamten das Recht einzuräumen, selbst 
darüber zu entscheiden, ob er sich dem neuen Recht 
unterwerfen will. Die nach bisherigen Vorschriften 
angerechneten Vordienstzeiten bleiben dem Be- 
amten erhalten, auch wenn er die achtjährige 
Dienstzeit wählt. 

Absatz 2 erster Halbsatz läßt die §§ 20 und 21 auch 
auf die -vor Inkrafttreten des Gesetzes ausgeschie- 
denen Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf und 
ihre Hinterbliebenen Anwendung finden. Sie treten 
an die Stelle der §§ 12 bis 14 voii. BPolBG. Das 
bedeutet, daß sämtliche Unterhaltsbeiträge nach 
§§ 12 bis 14 vorl. BPolBG auf das neue Recht um- 
zustellen sind. Es war nicht empfehlenswert, für 
diesen Personenkreis die §§ 12 bis 14 vorl. BPolBG 
weiter fortgelten zu lassen und damit insoweit dem 
vorl. BPolBG als „bisherigem Recht" dauernden 
Bestand zu verleihen. Unterhaltsbeiträge nach § 12 
bzw. § 14 vorl. BPolBG werden Unterhaltsbeiträge 
nach den mit ihnen übereinstimmenden Vorschrif- 
ten des § 20 bzw. § 21. Eine dem § 13 vorl. BPolBG 
entsprechende Vorschrift ist nicht aiifgenommen 
worden. Von der Aufnahme einer solchen Vor- 
schrift wurde u. a. abgesehen 

1. wegen der geringen praktischen Bedeutung, die 
§ 13 vorl. BPolBG im Hinblick auf die vorzu- 
nehmende Nachversicherung besonders nach der 
Rentenneuregelung zukam; 

2. wegen der Tatsache, daß für einen Teil des Per- i 
sonenkreises (§ 13 Abs. 2 Satz 1 vorl. BPolBG) ; 
die Möglichkeit einer Kannbewilligung durch 

§ 20 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz weiterhin 
eingeräumt bleibt; 

3. wegen der Möglichkeit der Bewilligung von 
Übergangsgebührnissen und Übergangsbeihilfe 
(§ 18 Abs. 5 Nr. 1, § 19); 

4. wegen der Möglichkeit der Unterstützungs- 
gewährung in besonderen Härtefällen. 

Unterhaltsbeiträge, die bei Inkrafttreten, dieses Ge- 
setzes nach § 13 vorl. BPolBG bezogen werden und 
nicht auf § 20 Abs. 2 Satz 3 umzustellen sind — es 
handelt sich nur um ganz wenige Fälle — , sind mit ' 
den' sich aus der Bewilligung ergebenden Einschrän- 
kungen bis zum Ablauf der BewiJligungszeit weiter- 
zuzahlen. 

Soweit sich die Versorgung nach dem BBG richtet, 
erübrigt sich eine Übergangsvorschrift. 

Aus Absatz 2 zweiter Halbsatz folgt insbesondere, 
daß für die vor Inkrafttreten des Gesetzes aus- 
geschiedenen Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf 
weiterhin die Vorschrift des § 10 vorl. BPolBG und 
nicht die der §§ 18 und 19 dieses Gesetzes maß- 
gebend sind. Es entfällt in diesen Fällen somit die 
Anwendung des § 20 Abs. 3, da der dort bezeich- 
nete Konkurrenzfall nicht eintritt (vgl. auch VV 
Nr. 6 zu § 10 vorl. BPolBG). 

Absatz 3 stellt klar, zu welchem Zeitpunkt ein Be- 
amter, für den nach neuem Recht eine niedrigere 
Altersgrenze gilt und der diese bei Inkrafttreten 
des Gesetzes bereits erreicht hat, in den Ruhestand 


tritt (z. B, ein Major hat nach bisherigem Recht 
eine Altersgrenze von 57 Jahren und nach neuem 
Recht von 56 Jahren). Dem gleichen Zweck dient 
die Vorschrift für eine im Einzelfall hinausgescho- 
bene Altersgrenze. 

Absatz 4 sieht statt des nach § 5 Abs. 4 zustehen- 
den Ausgleichs die Gewährung der Abfindung nach 
§ 16 Abs. 2 vorl. BPolBG vor, wenn diese höher 
ist; dies kann möglich sein, weil § 16 Abs. 2 vorl. 
BPolBG eine Höchstbegrenzung nicht enthält. Die 
höhere Abfindung nach § 16 Abs. 2 vorl. BPolBG 
soll zur Vermeidung einer Schlechterstellung dem 
Polizeivollzugsbeamten zugute kommen, dessen 
Altersgrenze vor Inkrafttreten dieses Gesetzes hin- 
ausgeschoben worden ist und der während einer 
bestimmten Übergangszeit nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes (ein Jahr) wegen Erreichens der Alters- 
grenze in den Ruhestand getreten ist. 

Absatz 5 bestimmt, daß Entschädigungen aus einer 
Fliigunfallversicherung, für die der Bund die Bei- 
träge gezahlt hat, auf die Flugunfallentschädigung 
nach § 27 anzurechnen sind. Diese Überleitungs- 
vorschrift ist erforderlich, weil für das fliegende 
Personal eine Flugiinfallversicherung abgeschlossen 
worden ist und eine Doppelzahlung vermieden 
werden muß. 

Zu § 31 (Änderung der Bundesdisziplinarordnung) 
Nr. 1 (§ 4) 

Die bisher anwendbaren Disziplinarstrafen (War- 
nung, Verweis, Geldbuße) sind nach den Erfah- 
rungen nicht ausreichend und tragen den Besonder- 
heiten des Bundesgrenzschutzes als Polizeitruppe 
nicht genügend Rechnung. Bestimmte in einem 
truppenmäßig gegliederten Verband typische 
Dienstvergehen konnten nicht ausreichend tat- 
bezogen geahndet werden, so daß dem Erziehungs- 
gedanken mangels eines größeren Strafenkatalogs 
nicht genügend Bedeutung verschafft werden 
konnte. Unter Berücksichtigung der Verpflichtung 
zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft für 
einen großen Teil der in der Regel noch im jugend- 
lichen Alter stehenden Polizeivollzugsbeamten ist 
es erforderlich, durch geeignete weitere Disziplinar- 
strafen, die nur gegen ledige, zum Wohnen in einer 
Gemeinschaftsunterkunft verpflichtete Polizeivoll- 
zugsbeamte auf Widerruf verhängt werden können, 
dem Dienstvorgesetzten umfassendere erzieherische 
Einwirkungsmöglichkeiten in die Hand zu geben. 
Das mehrfache Überschreiten der Sperrstunde oder 
leichtsinniges Schuldenmachen können z. B. mit 
einer Warnung nur ungenügend, mit einer Aus- 
gangsbeschränkung bzw. mit Verwaltung der 
Dienstbezüge jedoch tatbezogen geahndet werden. 
Die Strafe wird dann auch als Strafe empfunden 
werden, weil der Betroffene die unmittelbaren 
Folgen der Tat spürt. Die neu einzuführenden Dis- 
ziplinarstrafen „Verwaltung der Dienstbezüge" und 
„Ausgangsbeschränkung" berücksichtigen ein dienst- 
liches Bedürfnis nach weiteren erzieherischen Ein- 
wirkungsmöglichkeiten. 

Die Abänderung des § 4 Abs. 1 BDO ist erforder- 
lich, um den Strafenkatalog zu ergänzen. In § 4 
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Abs. 2 BDO wird eingefügt, daß die Disziplinar- 
strafen „Verwaltung der Dienstbezüge'' und „Aus- 
gangsbeschränkung" nebeneinander verhängt wer- 
den können. Es kann notwendig sein, dem Betrof- 
fenen durch die Verhängung ])eider Strafen den 
Erziehungszweck besonders eindringlich spüren zu 
lassen. 

Nr. 2 (§§ 5a und 5b) 

Die neu einzufügenden §§ 5a und 5b erläutern die 
Disziplinarstrafen „Verwaltung der Dienstbezüge" 
und „Ausgangsbeschränkung". Die Auszahlung der 
Dienstbezüge in Teilbeträgen stellt ein geeignetes 
Mittel dar, um Polizeivollzugsbeamte (§ 7 Abs. 1), 
die mit ihrem Geld nicht wirtschaftlich umgehen, 
an Ordnung zu gewöhnen. Während der täglichen 
Dauer der Ausgangsbeschränkung darf der Be- 
strafte den Unterkunftsbereich nicht verlassen. Die 
v^erschärfte Ausgangsbeschränkung, die für die 
ganze Dauer oder für einen Teil der Ausgangs- 
beschränkung verhängt werden kann, enthält das 
zusätzliche Verbot, Gemeinschaftsräume zu be- 
suchen und Besuch zu empfangen. 

Nr. 3 (§ 11 Abs. 2) 

Die Einbeziehung der Verwaltung der Dienstbezüge 
und der Ausgangsbeschränkung in die Vorschrift ' 
des § 11 Abs. 2 BDO ergibt sich daraus, daß diese j 
Disziplinarstrafen gemäß § 4 Abs. 1 ihrer Schwere 
nach zwischen Verweis und Geldbuße einzuordnen 
sind. 

Nr. 4 {§ 24 Abs. 1) 

Durch die Neufassung dieser Vorschrift wird klar- 
gestellt, daß jeder, also auch der unmittelbare 
Dienstvorgesetzte, außer zu Warnungen und Ver- 
weisen auch zur Verhängung der Verwaltung von i 
Dienstbezügen und der Ausgangsbeschränkung bis 
zu der gesetzlich zulässigen Höchstdauer befugt ist. 

Nr. 5 (§ 10a) 

Die Vollstreckung der Disziplinarstrafen, VerwaT ; 
tung der Dienstbezüge und Ausgangsbeschränkung 
wird in § 102 BDO geregelt. Persönliche Umstände 
des Betroffenen oder dienstliche Belange können 
Anlaß sein, daß die Vollstreckung der Ausgangs- 
beschränkung vorzeitig abgebrochen wird. 

Zu § 32 

Die Vorschrift entspricht dem § 200 BBG in der 
Fassung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Regelung der Zuständigkeit auf dem Gebiet des 
Rechts des öffentlichen Dienstes. 

Zu § 33 

Die übliche Berlin-Klausel trägt der staatsrecht- 
lichen Sonderstellung des Landes Berlin Rechnung. 

Zu § 34 

Die rückwirkende Inkraftsetzung der §§ 27 und 30 
Abs. 5 ist aus Gründen der Gleichbehandlung des 
besonders gefährdeten fliegenden Personals im j 
Bundesgrenzschutz und in der Bundeswehr geboten. ] 


Das Soldatenversorgungsgesetz ist rückwirkend am 

i. April 1956 in Kraft getreten. Es gilt damit auch 
für den Zeitraum vor seiner Verkündung (1. August 
1957), in welchem die Bundeswehr Flugzeuge unter- 
hielt, so daß die Angehörigen des in § 63 des 
Soldatenversorgungsgesetzes bezcichneten Per- 
sonenkreises bei einem Flugunfall vor dem 
1. August 1957, bei dem die Voraussetzungen des 
§ 63 des Soldatenversorgungsgesetzes Vorlagen, 
einen Anspruch auf Flugunfallentschädigung haben. 
Für die Angehörigen des Bundesgrenzschutzes muß 
eine entsprechende Regelung getroffen v/erden. Da 
sich im Bundesgrenzschutz der erste Flugunfall, der 
die Voraussetzungen des §27 erfüllt, am 16. Januar 
1956 ereignete, genügt es, wenn als Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der §§ 27 und 30 Abs. 5 der 1. Januar 
1956 festgesetzt wird. 


III. Kostendarstelluiig 

Bei der Durchführung des Gesetzes werden voraus- 
sichtlich folgende Mehrausgaben im vJahresdurch- 
schnitt entstehen: 

1, Zu § 5 Abs. 4 (Ausgleich) 

Mehraufwendungen entstehen nur bei Beamten 
bis zur Besoldungsgruppe A 11, bei Beamten 
der Besoldungsgruppe A 13 aufwärts verringern 
sich dagegen die Ausgaben infolge Beschrän- 
kung des Ausgleichs auf 8000 DM, so daß im 
Endergebnis ein Mehraufwand nicht zu er- 
warten ist. 

2. Zu §§ 11 bis 17 (Berufsförderiing) 

Durch die Neuordnung der Berufsförderung wer- 
den wesentliche Mehrkosten nicht entstehen. In- 
folge der vorgesehenen Verlängerung der 
Dienstzeit von sieben auf acht Jahre und der 
Einführung einer verlängerten Dienstzeit von 
zwölf Jahren für einen bestimmten Personen- 
kreis sinkt die Zahl der jährlich nach Beendi- 
gung der Dienstzeit ausscheidenden GS-Voll- 
zugsbeamten a. W., die einen Rechtsanspruch 
auf Berufsförderung haben, gegenüber der Re- 
gelung nach §§ 7 und 9 vorl. BPolBG ab. Sie 
verringert sich bei einer Gesamtstärke des 
BGS von 20 000 Mann bei im Durchschnitt 16 500 
GS-Vollzugsbeamten a. W. von bisher 2400 GS- 
Vollzugsbeamten, die jährlich nach sieben Jah- 
ren ausscheiden, auf ca. 2000 GS-Vollzugsbe- 
amte a. W., die in Zukunft nach acht bzw. zwölf 
Jahren ausscheiden werden. Die durch die län- 
gere Dauer 

1. zu § 12 Abs. 1 Nr. 2 bei zwölfjähriger 
Dienstzeit, 

2. zu § 13 Abs. 2 durch fachliche Ausbildung 
oder Weiterbildung nach Beendigung der 
Dienstzeit, 

3. zu § 14 durch Gewährung von Anlernzu- 
schüssen 

entstehenden Mehrkosten dürften zum größten 
Teil durch Einsparungen ausgeglichen werden, 
die dadurch erreicht werden, daß eine geringere 
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Zahl von GS-Vollzugsbeamten an der Berufs- . 
förderung teilnimmt. 

3. Zu §§ 18 und 19 (übergangsgebührnissc und 
Übergangsbeihilfe) 

Nach der jetzigen Regelung erhält der Polizei- 
vollzugsbeamte a. W. zur Erleichterung des 
Übergangs in einen anderen Beruf eine nach 
der Länge der Dienstzeit gestaffelte übergangs- 
beihilfe (§ 10 vorl. BPolBG). 

Die dem SVG angepaßte neue Regelung sieht 
die Gewährung 

a) von Übergangsgebührnissen und 

b) einer Übergangsbeihilfe 

vor, wodurch eine mit Mehrausgaben verbun- 
dene Verbesserung eintritt. 

Für die Ermittlung des Mehraufwandes ist als 
Durchschnitt das Einkommen eines verheirate- 
ten Wachtmeisters im BGS mit einem Kind zu- 
grunde gelegt worden, der nach einer Dienstzeit 
von sieben Jahren aus dem GS ausscheidet. 

Berechnung 

Grundgehalt 340 DM, Ortszu- 
schlag A 102 DM monatlich . . . 442, — DM 

Übergangsgebührnisse 60 v. H. 
von 442 DM = 265,20 DM X 12 . 3 182,40 DM 
dazu Kinderzuschlag 35 DM X 12 420, — DM 

Übergangsgebührnisse zusammen 3 602,40 DM 
dazu Übergangsbeihilfe 7 Monats- 
beträge X 477 DM 3 339,— DM 

Übergangsgebührnisse und Über- 
gangsbeihilfe insgesamt . . . .6 941,40 DM 
Übergangsbeihilfe nach § 10 vorl. 

BPolBG = 477 DM X 12 . . . 5 724,— DM 

mithin Übergangsgebührnisse und 
Übergangsbeihilfe mehr .... 1 217,40 DM 

rd. 1 200,— DM. 

In der Annahme, daß etwa 400 
Polizeivollzugsbeamte auf Wider- 
ruf jährlich ausscheiden, beläuft 
sich der Mehraufwand auf jähr- 
lich 480 000,— DM. 


3. Wahlperiode 

Erfahrungsgemäß werden aber etwa “ 3 der Be- 
amten im öffentlichen Dienst untergebracht, so 
daß die Ruhensvorschriften des § 18 Abs. 7 hin- 
sichtlich der Übergangsgebührnisse Anwendung 
finden und je nach der Höhe des neuen Ein- 
kommens nur ein Teil der Übergangsgebühr- 
nisse zur Auszahlung gelangt. Die Mehraufwen- 
dungen werden daher auf etwa 250 000 DM 
geschätzt. 

4. Zu §§ 20 und 21 (Versorgung bei Entlassung 
wegen Polizeidienstunfähigkeit) 

Die Versorgung der wegen Polizeidienstunfähig- 
keit entlassenen Polizeivollzugsbeamten auf Wi- 
derruf und ihrer Hinterbliebenen entspricht der 
bisherigen Regelung. 

Mehrkosten entstehen lediglich durch die Einfü- 
gung des Absatzes 4 in § 21 (Unterhaltsbeitrag 
an Verwandte der aufsteigenden Linie). Erfah- 
rungsgemäß kann mit zwei Fällen dieser Art 
jährlich gerechnet werden. Unter Zugrundele- 
gung der Mindestversorgungsbezüge — es wird 
sich meist um junge Beamte handeln — würde 
der Unterhaltsbeitrag für einen Versorgungsemp- 
fänger monatlich 111,47 DM, jährlich 1 337,64 DM 
betragen, bei zwei Fällen rd. 2700 DM. 

5. Zu § 26 (Umzugskostenbeihilfe) 
Mehraufwendungen sind nicht zu erwarten. 

I 6. Zu § 27 (Einmalige Flugunfallentschädigung) 

j Es wird davon ausgegangen, daß jährlich zwei 

I Unfälle, davon ein Unfall mit Todesfolge, eintre- 


ten werden. 

Kosten insgesamt 60 000 DM. 

Zusammenstellung der Mehrkosten 

Zu 1 — DM 

Zu 2 — DM 

Zu 3 250 000 DM 

Zu 4 2 700 DM 

Zu 5 — DM 

Zu 6 60 000 DM 

insgesamt 312 700 DM. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 3 

Der Bundesrat bittet, § 3 im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens im Hinblick auf . 
die nach Artikel 80 GG gebotene Konkretisie- | 
rung der Ermächtigung zu ergänzen. Als Vorbild 
könnten die Vorschriften der §§ 15 ff. des Bundes- ; 
beamtengesetzes dienen. | 

2. Zu § 4 ! 

In Absatz 2 sind die Worte „,im Bundesgrenz- ^ 
schütz eines beamteten Grenzschutzarztes,“ zu [ 
streichen, 

Begründung 

§ 1 BRRG verpflichtet die Länder, bei der Rege- 
lung des Beamtenrechts die gemeinsamen Inter- 
essen von Bund und Ländern zu berücksichtigen. 


Daraus ergibt sich auch für den Bundesgesetz- 
geber eine gewisse Pflicht, die für die Länder 
bindenden Rahmenvorschriften bei der Regelung 
des Rechts der Bundesbeamten zu beachten. § 4 
Abs. 2 sieht die Feststellung der Polizeidienst- 
unfähigkeit auf Grund des Gutachtens eines 
Amtsarztes, im Bundesgrenzschutz eines beam- 
teten Grenzschutzarztes, vor. Bei der Verab- 
schiedunig des Beamtenrechtsrahmiengesetzes ist 
den Ländern ausdrücklich vorg es ehr leben wor- 
den, daß die Polizeidienstunfähigkeit nur auf 
Grund eines Gutachtens eines Amtsarztes fest- 
gestellt werden darf (§ 101 Abs. 1 BRRG). Das 
BRRG hat den Ländern selbst für ihre Bereit- 
schaftspolizeien keine Ausnahmen zugestanden. 
Die Überlegungen, die zu dieser Regelung führ- 
ten, müssen auch für die Polizei des Bundes 
gelten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. (§ 3) 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 

Die Laufbahnen der Polizeivollzugsbeamten des 
Bundes weichen zu sehr voneinander ab, als daß im 
Gesetz gemeinsame Grundsätze für sie aufgestellt 
werden könnten. Wesentliche Unterschiede bestehen 
sowohl zwischen den beiden Zweigen des Polizei- 
vollzugsdienstes (Bundesgrenzschutz und Bundes- 
kriminalamt) als auch zwischen den Laufbahnen in- 
nerhalb dieser Zweige selbst. So müssen im Bundes- 
grenzschutz für die Laufbahnen der Grenzjäger und 
Unterführer, der Offiziere und der Vollzugsbeamten 
mit einer wissenschaftlichen (z. B. medizinischen 
oder technischen) Vorbildung jeweils besondere 
Regelungen getroffen werden; entsprechendes gilt 
für das Bundeskriminalamt hinsichtlich der dort 
tätigen, im Ermittlungsdienst beschäftigten Beamten 
einerseits und der Spezialkräfte (Mediziner, Che- 
miker, Physiker, Techniker) andererseits. Diese ver- 
schiedenartigen Laufbahnen auch nur in ihren 
Grundzügen gesetzlich zu regeln, würde über den 
Rahmen eines Gesetzes hinausgehen und es mit 
einer Vielzahl von Einzelvorschriften belasten, die 
zudem bei einigen Laufbahnen nur einen verhältnis- 
mäßig kleinen Personenkreis beträfen. Die Vor- 
schriften der §§ 15 ff. des Bundesbeamtengesetzes 
können aus diesem Grunde nicht als Vorbild dienen. 


Den Erfordernissen des Artikels 80 GG ist in der 
Ermächtigung des § 3 des Entwurfs genügt. 

Zu 2. (§ 4 Abs. 2) 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 

Eine gesetzliche Bindung des Bundes an das Beamten- 
rechtsrahmengesetz besteht nicht. Die Bundesregie- 
rung war jedoch auch bei dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf bestrebt, sich an die Rahmenvorschriften zu 
halten, soweit vergleichbare Verhältnisse in Bund 
und Ländern vorliegen. Diese Voraussetzung ist hin- 
sichtlich der in § 4 Abs. 2 des Entwurfs vorgesehe- 
nen Regelung nicht gegeben. Der Bundesgrenzschutz 
ist eine organisatorisch und personell einheitlich 
aufgebaute Polizeitruppe mit eigenem ärztlichem 
Dienst, der von beamteten Ärzten ausgeübt wird. 
Im Gegensatz hierzu verfügen durchaus nicht alle 
Länder über beamtete Polizeiärzte bei der Bereit- 
schaftspolizei. Der ärztliche Dienst wird vielmehr 
zum Teil durch nebenamtliche Vertragsärzte durch- 
geführt. Die Beamten des polizeilichen Einzel- 
dienstes werden ohnehin nur in Ausnahmefällen 
von Polizeiärzten betreut. 

Die im Entwurf getroffene Regelung galt schon seit- 
her nach dem vorläufigen Bundespolizeibeamten- 
gesetz. Sie hat sich in jeder Richtung bewährt und 
sollte daher beibehalten werden. 
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